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Amtliches. 

Berlin, 18. März. Der Kaiſer hat dem Ober⸗Poſtkaſſenbuch⸗ 
Halter Eltſchig in Leipzig bei feinem Scheiden aus dem Dienſt den 
Charakter als Rechnungs⸗Rath verliehen. 5 

Der König hat den Pfarrer Karl Eduard Wilhelm Soldan in 
Haina, Konſiſtorialbezirk Kaſſel, zum Metropolitan der lutheriſchen 
Pfarreiklaſſe Frankenberg ernannt. h Ä 

Am Schullehrer⸗Seminar zu Köpenick iſt der Privat⸗Prä⸗ 
ee Jenge aus Neu-Ruppin als Hülfslehrer angeſtellt 
worden. 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
31. Sitzung vom 18. März, 11 Uhr. 

Die zweite Berathung des Etats wird mit dem Kultusetat 
fortgeſetzt. 855 

Die Einnahmen werden debattelos bewilligt. 

Bei Tit. 1 der dauernden Ansgaben „Miniſter“ führt 

Abg. Rickert (dfr.) aus: Wir find auf dem Gebiete der 
Schulverwaltung leider in einem ganz bedauerlichen Stillſtand 
begriffen; Freunde der Schule behaupten ſogar auf Grund ihrer 
Erfahrungen, daß es nicht mehr Stillſtand, ſondern Rückſchritt ſei. 
Nach dem, was der Herr Miniſter vor Jahren dem Hauſe mitge⸗ 
theilt hat, haben wir erwartet, daß wenigſtens ein Anfang a 
würde, um das Reſſort aus dem Gebiet bureaukratiſcher Willkür 
endlich in a geſetzliche Bahnen zu bringen. Gerade dieſes 
wichtigſte Gebiet, das der Schule, iſt in vollkommener Geſetzloſig⸗ 
keit. Alles iſt der Dispoſition des Miniſters überlaſſen. Wie 
lange ſoll dieſer Umſtand noch dauern? Die größte Gefahr iſt 
damit verbunden. Wenn e3 nicht möglich ift, ein Unterrichtsgeſetz, das 
ſeit Dezennien dem preußiſchen Volke verheißen iſt, im Ganzen uns 
vorzulegen, dann ſollten wenigſtens einzelne Materien heraus⸗ 
gehoben werden. Nun werden in einer ganz mechaniſchen Weiſe 
eine Anzahl von Millionen den Gemeinden zur Erleichterung der 
Schullaſten zugeworfen. Aber an dem Geſammtbild wird damit 
nichts geändert; überfüllte Klaſſen, ſchlecht beſoldete Lehrer, das 
ax „ohne irgend welche geſetzliche Grundlage. Wohin ſoll das 
ühren? 3 

Neben diejer mangelhaften Volksſchule geht einher eine Be⸗ 
handlung der Lehrer, die ſie, wenn das ſo weiter geht, eines Theils 
ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte verluſtig macht. In einer Inſtruk⸗ 
tion ger Magdeburger Regierung aus d. J. 1886 heißt es, daß 
eine Entſetzung der Lehrer auf disziplinariſchem Wege erfolgen 
könne, u. a. wegen grober Pflichtverletzungen, wegen Verletzung 
der Amtsverſchwiegenheit und — wegen feindſeliger Parteinahme 
gegen die Staatsregierung. Ich frage: hat der Miniſter Kennkniß 
von dieſer Inſtruktion? hat er die Veranlaſſung dazu gegeben? — 
und wenn das der Fall iſt: was bedeutet feindſelige Parteinahme 
gegen die Staatsregierung? In büreaukratiſchen Kreiſen verſteht 
man unter feindſeliger Parteinahme gegen die Regierung einfach 
den Fall, wenn ein Lehrer ſeine Stimme für einen der Regierung 
nicht genehmen Kandidaten abgiebt. Soll denn dem Lehrer ein 
Recht vorenthalten werden, welches allen Staatsbürgern ohne Aus⸗ 
nahme zuſteht? 5 ve 
Ein anderes, ebenſo charakteriſtiſches Symptom iſt eine Ver⸗ 
fügung der Regierung zu Köslin an die Kreisſchulinſpektoren, in 
welcher den Elementarlehrern, die die weitere Prüfung noch nicht 
beſtanden haben oder noch nicht endgiltig angeſtellt ſind, befohlen 
wird, zur Eheſchließung die Genehmigung der Regierung nach⸗ 
zuſuchen, und angedroht wird, daß für den Fall, daß ſie ohne Ge⸗ 
nehmigung in den Stand der Ehe treten, die Entlaſſung aus dem 
Schuldienſt in Erwägung gezogen werden ſoll. Dieſe Verfügung 
überſteigt jede zuläſſige Grenze. Eine derartige büregukrakiſche 
Ueberſchreitung iſt uns noch nicht vor gekommen. Eheſchließung iſt 
doch ein Gebiet, welches nur die einzelne Perſon angeht. Außer⸗ 
dem aber ſind die Landlehrer vielfach gezwungen, ſich früh zu ver⸗ 
heirathen, weil ſie in den Orten ohne Angehörige gar nicht leben 


und ſich nicht in den vollen Beſitz ihres dürftigen Einkommens ſetzen 
können. Ich frage: Hält die Regierung ſich für befugt, derartig 


in die Rechtsſphäre der Lehrer einzugreifen? Und weiter, will 
in heben Veranlaſſung nehmen, eine derartige Verfügung 
aufzuheben? g 
Ich beſchränke mich vorläufig auf dieſe beiden Fälle. Ich 
glaube, alle Parteien haben ein Intereſſe daran, die Stellung 
kennen zu lernen, welche die Staatsregierung den Fällen gegen⸗ 
über einnimmt. 5 
Kultusminiſter Dr. v. Goßler: Die Verfügung der Kösliner 
egierung habe ich Anweisung gegeben, aufzuheben. Es liegt 
lediglich ein Irrthum vor. In der Sache ſelbſt konnte ja kein 
Zweifel ſein, da die Regierungen nicht berechtigt ſind, die Lehrer 
von der Verheirathung abzuhalten. Was erreicht werden ſollte, 
war gewiß gut und iſt auch wiederholt hier als berechtigt aner⸗ 
kannt worden. Einzelſtehende Lehrer, wenn fie nicht durch eine 
Schweſter oder Mutter oder nahe Anverwandte in ihrem Haus⸗ 
halte unterſtützt werden, thun gut, wenn fie eine Ehe ſchließen, 
ſelbſt wenn ſie ſich noch in jugendlichem Alter befinden. Es iſt zu 
wünſchen, daß der Volksſchullehrer als ſolcher ein Vorbild für 
ſeine Schulkinder iſt, und ein guter und geſegneter Eheſtand iſt 
dem deutſchen Volke noch immer das Heiligſte und Reinſte. (Zu⸗ 
mmung) Anders ſteht aber die Sache mit denjenigen jungen 
Lehrern, die ſich in ſogenannten unverheiratheten Schulſtellen be⸗ 
nden Hier ift allerdings zu wünſchen, daß ſie nicht allzufrüh 
den Eheſtand e Sonſt kommen die Lehrer erfahrungs⸗ 
mäßig ſtets in Konflikt mit den Gemeinden. Sie ziehen in ſoge⸗ 
nannte unverheirathete Wohnungen, die Zahl der Familienmitglie⸗ 
pic und es beginnt der Kampf mit der Schulunterhaltungs⸗ 


Was die andere Inſtruktion betrifft, ſo iſt es erfreulich, daß 
der 5 Vorredner nur dieſen einen Fall für die Behauptung der 

ej ränkung der politiſchen Rechte der Lehrer anzuführen weiß. 
Die Inſtrukkion entſpricht, wenn fie vor einem feindseligen Ver⸗ 
halten gegen die Regierung warnt, dem kaiſerlichen Erlaſſe vom 


müſſen der katholiſchen 


auf Erfolg, dann würden wir für ein 


Jahre 1882, welcher die Erwartung ausſpricht, daß die Beamten 
bei den Wahlen ſich von der Agitation gegen die Regierung fern⸗ 
halten. Wollen Sie einen Unterſchied zwiſchen den Ausdrücken 
finden, jo mögen Sie es thun. Die Regierung beſtreitet, daß fie 
etwas anderes habe anordnen wollen, als das, was Se. Majeität 
verlangt hat, und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß, wenn Se. Majeität 
eine Anordnung getroffen hat, die Beamten derſelben zu folgen 
haben. Es wird übrigens beruhigend wirken, wenn iich mittheile, 
daß in dieſem Fall nicht ein einziges Mal die Verfügung An⸗ 
wendung gefunden hat. Daraus können Sie erſehen, daß bei den 
Lehrern und den Schulaufſichtsbehörden dieſe Anſchauung volle 
Anerkennung gefunden hat. e 

Abg. Graf Kanitz (konſ.): Ich möchte auf die mündliche An⸗ 

frage von Herrn Broemel über die Gehaltsaufbeſſerung der Beamten 

urückkommen und der Auffaſſung entgegentreten, als ob ich in 
Bezug auf dieſe Aufbeſſerung eine andere Stellung einnehme, als 
Herr Broemel. Auch ich wünſche von ganzem Herzen, daß die 
Beamten eine Gehaltsaufbeſſerung bekommen; ich habe mich aber 
deshalb gegen Herrn Broemel und ſeine Partei gewandt, um zu 
konſtatiren, daß dieſelben die Vorſchläge auf Erhöhung der Ein⸗ 
nahmen ſowohl bei der Eiſenbahnverſtaatlichung wie bei den 
Fade und auch bei den reinen Finanzzöllen ſtets bekämpft 
haben. 

Abg. Dr. Windthorſt (Zentr.): Ich hatte urſprünglich die 
Abſicht, bei dieſem Titel die kirchenpolitiſche Lage des Landes zur 
Sprache zu bringen. Angeſichts der Ungewißheit der Lage aber 
verzichte ich heute darauf, in dieſe Erörterungen einzutreten, und 
behalte mir dies zu einem anderen Titel des Etats oder bis zur 
dritten Berathung vor. f 5 

Abg. Frhr. v. Zedlitz (frk.): Die letzten Arbeiterbewegungen 
haben die ! ee klargelegt, neben anderen Mitteln auch 
die geiſtigen, erziehlichen Mittel mit in Betracht zu ziehen, alſo den 
Einfluß der Schule und Kirche. Dazu iſt es aber nöthig, auf dem 
kirchlichen Gebiet Ruhe zu haben. Der eben beſchloſſene Kampf 
darf nicht erneuert werden. Die rechtliche Lage beider Kirchen iſt 
zufriedenſtellend, ſie können ohne Zwang ihre ethiſchen Aufgaben 
erfüllen. Ein poſitives Zuſammenleben zwiſchen Staat und Kirche 
iſt ſehr wohl möglich, wobei der Staat den berechtigten Wünſchen 
und Intereſſen der 1 1 entgegenkommen muß. Die Sperrgelder 

irche wieder zugeführt, für die evangeliſche 
Kirche die Stolgebühren endlich geſetzlich geregelt und unter Rück⸗ 
fender auf die Einkommenverhältniſſe der Geiſtlichen abgelöſt 
werden. 

Auch auf anderen Gebieten ſoll der Staat die Kirche in Er⸗ 
füllung ihrer Aufgaben unterſtützen, Ich erinnere nur an die 
e e denen mit Staatsmitteln Abhilfe geſchafft 
werden ſoll. 

Ich wende mich den Schulen zu. Ueber die Entwickelung des 
Univerſitätsweſens ſind wir befriedigt. Nicht aber über die Ent⸗ 
wickelung unſeres höheren Schulweſens. Hier thut eine eingrei⸗ 
fende Reform Noth. In die gelehrten Stände drängen ſich Ele⸗ 
mente aus Berufen ein, die nur das geiſtige Niveau der Bildung 
herunterdrücken. Solche Elemente müſſen fern gehalten werden. 
Hauptaufgabe der höheren Schulen iſt, wie es in dem kaiſerlichen 
Erlaß über den Kadettenunterricht heißt, die Entwickelung des 
Charakters in der Richtung der religiös⸗ſittlichen, der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und der körperlichen Ausbildung. (Sehr wahr! rechts.) 
Unfere Gymnaſien ſchleppen noch zu viel humaniſtiſchen Ballaſt 
mit. Der Vorſchläge zur Remedur ſind Legion. Aus der Fülle 
der Details müſſen mit ichen che Sinne diejenigen Einzel⸗ 
ie herausgegriffen werden, welche ſich in der Richtung des 
Erlaſſes an das Kadettenkorps bewegen. Die Grundlagen des 
preußiſchen Schulweſens im Sinne des Antrages Windthorſt 
dürfen nicht geändert werden. Nicht Rückſchraubung der preußi⸗ 
ſchen Schulen müſſen wir fordern, ſondern Ausbau auf den bis⸗ 
herigen Grundlagen. Die Schuleinrichtungen müſſen verbeſſert 
werden. Neue Lehrerſtellen und mehr Schulen müſſen gegründet, 
das Reliktenweſen und die Alterszulagen weiter geregelt und das 
Gehalt der Volksſchullehrer erhöht werden. Vor allem aber be⸗ 
dürfen wir ein Schuldotationsgeſetz. (Hört! hört! links.) Alle 
Kräfte des Kommunalſteuerweſens müſſen gleichmäßig zur Tragung 
der Schullaſten herangezogen werden. Ein Hinderniß für dieſes 
Nee Geſetz würden für die Freunde der preußiſchen fas sich 
die Beſtrebungen des Abg. Windthorſt ſein. Hätten dieſe Ausſicht 
Schuldotationsgeſetz nicht 
u haben ſein. Die konſervative Partei hat rund und klar ihre 
Abſage zu dem Antrag Windthorſt neulich durch den Abg. Grafen 
Limburg erklärt. Dafür müſſen wir ihm dankbar ſein. (Beifall 
rechts und bei den Natidnalliberalen.) Für uns mag der Grund⸗ 
ſatz auf dem Gebiete der Schule gelten: Nicht rückwärts, nein 
vorwärts! (Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Abg. Dr. Reichensperger (auf der Tribüne ſchwer verſtänd⸗ 
lich): Auch wir wollen Frieden auf dem Gebiete der Kirche. Und 
doch wird gerade jetzt Hader zwiſchen den Konfeſſionen geſchürt. 
Mit Rückſicht auf die von unten aufſteigenden religiöſen Strömun⸗ 
gen müßten alle Verhetzungen aufhören. (Sehr wahr! im Zentrum.) 
Die Katholiken zwar beſchäftigen ſich in ihren Verſammlungen mit 
ihren eigenen Angelegenheiten ohne Polemik, aber in proteſtantiſchen 
Verſammlungen ertönt fortwährend die Parole: Kampf gegen Rom! 
Sehr wahr! im Zentrum.) Unſer Glaube und unſere Lehre werden 
verhöhnt. Der Kultusminiſter ſollte Anlaß nehmen, in dieſe auf⸗ 
geregten Fluthen Oel zu gießen. Solche Anfeindungen können nur 
dem Unglauben nützen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Um den 
Frieden herzuſtellen und der katholiſchen Kirche in ihren berechtig⸗ 
ten Wünſchen entgegenzukommen, iſt eine Reviſion des Kirchen⸗ 
gemeindegeſetzes von 1876 nothwendig. Auch dem katholiſchen 
Pfarrer muß der Vorſitz in den Gemeindeſitzungen voll eingeräumt 
werden. Weiter muß die Beſtimmung des katholiſchen Gemeinde⸗ 
geſetzes geändert werden, daß die Eingeſeſſenen bereits mit 21 Jahren 
wahlberechtigt ſind, während die epangeliſchen Eingeſeſſenen erſt 
mit 24 Jahren das Wahlrecht ausüben dürfen Wir erblicken in 
den Beſtimmungen des katholiſchen Gemeindegeſetzes eine deſtruktive 


— 


Tendenz. ich richtig! im Zentrum.) 
Schlie lich möchte ich an den Miniſter folgende Anfrage richten. 


Er hat 1888 ausgeführt, daß die Regierung verpflichtet ſei, in den 


reichsländiſchen Gemeinden bei wachſendem Bedürfniſſe in evan⸗ 
geliſchen Gemeinden neue Pfarreien zu errichten, in katholiſchen 
Gemeinden aber nicht. Wie iſt das ernſtlich begründet? Wir halten 
es nicht für begründet, meine aber, daß, was Recht iſt, Recht bleiben 
muß. (Beifall im Zentrum.) 

Miniſter Dr von Goßler: Die letzte Angelegenheit iſt in der 
Erwägung begriffen und geht einer Entſcheidung im Sinne des 
Vorredners entgegen. 

Das katholiſche Kirchenvermögensgeſetz iſt mit Abſicht auf die 
Regelung der äußeren Angelegenheiten der katholiſchen Kirche be⸗ 
ſchränkt worden, nur um nicht in die neueren Verhältniſſe einzu⸗ 
greifen. Daraus erklären ſich viele Klagen über die Handhabung 
des Geſetzes, auch in Betreff der Uebertragung des Vorſitzes an 
den Pfarrer. Die katholiſchen Kirchenvorſtände wünſchen in den 
äußeren Vermögensverwaltungsſachen gar nicht den Pfarrer 
als Vorſitzenden, der ſich hier mit dem Ehrenſitz zur Rechten be⸗ 
gnügen kann. 

Mit den Ausführungen des Abg. v. Zedlitz in Betreff der Auf⸗ 
gaben der Kirche und Schule im Kampf gegen Umſturzbeſtrebungen 
bin ich völlig einverſtanden. 

Alle Kräfte müſſen konzentriſch gegen den gemeinſamen Feind 
wirken. Meiner Aufgabe in dieſer Beziehung bin ich mir bewußt, 
und meine Vorſchläge zur Bekämpfung der perverſiven Tendenzen, 
die ich den evangeliſchen Kirchen gemacht habe, haben den Beifall 
Seiner Majeſtät gefunden. Auch die katholiſchen Kirchenbehörden 
lenken ihre ee auf dieſe Frage. Ich erinnere an das 
Eintreten des Fürſtbiſchofs von Breslau in Beziehung auf die 
Arbeitervereine. Auf dem Gebiete der höheren e erſchien 
mir als erſtes Hinderniß von Reformen das Berechtigungsweſen. 
Verhandlungen mit dem Kriegsminiſter haben nun die ſichere Möglich⸗ 
keit gewährt, daß das ganze einjährig⸗freiwillige Berechtigungs⸗ 
weſen aus der ganzen Behandlung der organiſatoriſchen Fragen 
ausjcheidet. (Hört, 99 8 links.) Die Grundſätze, die wir befolgen, 
ſind diejenigen, welche Se. Majeſtät durch eine Allerhöchſte Ordre 
vom 1. Mai an das Staatsminiſterium hat gelangen laſſen. Einen 
Widerhall finden Sie in dem Erlaß an das Kadettenkorps. Es 
nähert ſich der Zeitpunkt, daß nun auch für das Volksſchulweſen 
diejenigen Beſtimmungen hinzukommen werden, welche den Aller⸗ 
höchſten Intentionen entſprechen. Auf die ethiſch⸗ſittliche Bedeu⸗ 
tung des Religionsunterrichts wird der Schwerpunkt gelegt wer⸗ 
den. Der ſittlich⸗religiſe Grund muß ſicher und feſt gelegt wer⸗ 
den, denn für den guten Chriſten exiſtirt die Sozialdemokratie 
nicht (Sehr wahr! rechts). Dementſprechend werden die Lehrpläne 
ausgeſtaltet werden. Die Unterrichtsverwaltung iſt unter Har⸗ 
monie aller Mitglieder des Staatsminiſteriums in voller Arbeit 
begriffen (Beifall). Nach Wegfall des Einjährig⸗Freiwilligen⸗ 
Weſens werden wir zum erſten Mal in der Lage ſein, neue Lehr⸗ 
pläne für höhere Schulen aufzuſtellen. Wenn ich auch prinzipiell 
nur diejenigen Schüler in die Gymnaſien aufgenommen wiſſen will, 
welche das ganze Gymnaſium durchmachen wollen, ſo wird praktiſch 
gleichwohl ein Abſchnitt gefunden werden müſſen als ein gewiſſer 
Abſchluß der Bildung. Derſelbe wäre etwa mit der Unterſekunda 
zu finden. Se. Maj. haben auch meinen Vorſchlag zu genehmigen 
geruht, daß, nachdem auf dem Wege der Literatur eine Klärung 
der Schulfragen nicht erzielt iſt, die Schulmänner und die größ⸗ 
ten Gegner auf einer gemeinſamen Gnquete-Berfammlung ſich 
vereinigen ſollen, um in dem lebhaften Kampf der Parteien deal 
einheitliche Linien zu finden, die bei der jetzigen Rage und Ver⸗ 
wilderung nicht gefunden werden können. Das größte Unglück in 
Schulfragen iſt Ueberſtürzung; beſſer iſt [008 eine gewiſſe Stag⸗ 
nation. Unſere Verwaltung zeichnet ſich durch ſtetigen Fluß aus. 

„Die klaſſiſche Bildung mit den Idealen der griechiſchen und 
römiſchen Welt wird die Grundlage des höheren Unterrichts bleiben 
müſſen. Hinzutreten aber muß die chriſtlich⸗ſittliche Bildung. 
Beifall.) Erfreulicherweiſe ſprechen ſich die Berichte der Reviſions⸗ 
behörden lobend aus über die zunehmende lebendige Auffaſſung 
des Chriſtenthums, die durch einen methodiſchen Religionsunterricht 
bewirkt wird. Auf eine zweckmäßige Form neben korrektem Inhalt 
lege ich großen Werth. Es wird meine Fürſorge ſein, durch 
Prüfungsordnungen und beſſere Methodik ein lebendiges Chriſten⸗ 
thum zu fördern. Die hier geſprochenen Worte finden bei mir 
lebendigen Widerhall, und ich bin in darauf, daß Kirche und 
Schule hohe Aufgaben bei den heutigen Wirrniſſen zu löſen haben, 
und ich würde dap ſein, wenn man ſpäter wird ſagen können, 
dieſe großen und wichtigen Faktoren des geiſtlichen Lebens haben 
ihre Schuldigkeit gethan. (Beifall rechts.) 

Abg. Stöcker (kon): Woher kommt es, daß in i 
die Partei des ſozialen Umſturzes fo viele Anhänger in Stadt und 
Land findet? Der bittere und vergiftende Hader der Konfeſſionen 
iſt der eine, die Halbbildung der andere, das Verwüſten des Lebens 
durch die verhängnißvolle Preſſe iſt der dritte Grund. Alle drei 
wirken 100 den Einfluß der Kirche zu mindern und das 
Volk religionslos zu machen. Die mangelnde Seelſorge in den 
großen Städten und Induſtriecentren wirkt zur Verwahrloſung 
der Volksmaſſen. Hier muß viel mehr Energie von der Saatsregierung 
angewandt werden. Worte ſind genug gewechſelt, wir müſſen 
endlich Thaten ſehen. (Zuſtimmung rechts.) Zwar hat die Kaiſerin 
die Sache in ihre ſtarke Hand genommen, aber auch die Stgats⸗ 
behörden müſſen mehr als Wohlwollen beitragen. Denn der Staat 
hat hier eine große Verantwortung zu tragen. Wir vermiſſen in 
der evangeliſchen Kirche rückſichtsvolle und freundliche Behandlung. 
Die evangeliſchen Kirchenbehörden werden bei einſchneidenden Ge⸗ 
ſetzen gar nicht gefragt. Wir haben noch keine Erleichterung des 
früheren liberalen Syſtems Falk erfahren trotz aller Reſolutionen 
der Generalſynoden. 10 0 muß Aenderung eintreten. Auf dem 
Schulgebiet erfüllt mich der in Ausſicht ſtehende Wegfall des Be⸗ 
rechtigungsweſens mit Befriedigung. Halbbildung muß überall 
wegfallen. In der Volksſchule muß durch den Religionsunterricht 
die feſte Grundlage für den Glauben gelaſſen werden durch einheit- 
lichen Unterricht. Wir haben keine objektive Wahrheit mehr in 
unſerem Volksleben. (Sehr wahr! rechts.) Dieſe objektiven Wahr⸗ 
heiten muß der Religionsunterricht ſchaffen. (Zuſtimmung rechts.) 
Für die antike Bildung in den höheren Schulen muß die religiös⸗ 
ſittliche Bildung durch chriſtlich⸗nationale Literatur ein Gegen⸗ 
gewicht geben. (Sehr wahr! rechts.) 


— 


gegen uns. 


| (Beifall bei 


Lage. 


Wir leben in einer Zeit des auflodernden konfeſſionellen Strei⸗ 
tes. Die Schuld liegt nicht an der evangeliſchen Kirche. Auch 
von Katholiken ſind grobe Beleidigungen gegen unſere Kirche ge⸗ 
ſchleudert worden. Herr Windthorſt hat auf einer Verſammlung 
(chr Der Papſt regiert die Welt! Das muß uns verſtimmen. 
(Sehr wahr! rechts.) Die Reformation wird von der katholiſchen 
Preſſe, Lehre, Literatur als Revolution hingeſtellt. Das iſt eine 
faſche Auffaſſung, die wir mit Entrüſtung zurückweiſen. (Beifall 
rechts). Im Gegentheil, wir ſind Ihnen an Toleranz und Aner⸗ 
kennung, gerade in Bezug auf den Papſt, hundertfach überlegen. 
(Widerſpruch im Zentrum). Es iſt nicht ſo, daß wir die Schürer 
unde Si die Lämmer ſeien, Die Urſache der Erbitterung liegt in der 
katholiſchen Kirche, in Ihren Dogmen. Denken Sie doch nur an 
die letzte Schrift von Herrn Majunke, die Luther des Selbſtmordes 
zeiht. Demgegenüber darf man nicht einfach ſich mit dem Nicht⸗ 
wiſſen entſchuldigen. Verſchuldungen liegen auf beiden Seiten vor. 
Aber auf beiden Seiten ſollte man nach Verſöhnung ſtreben. Denn 
ſteigt der kirchliche Hader in demſelben Maße, wie überall die dunk⸗ 
len Gewalten zunehmen, ſo fürchte ich allerdings für die deutſche 
Nation. Aber ich will nicht fürchten, ſondern ich hege die Hoff⸗ 
nung, daß wir auf den Grundlagen der Kirche das nationale Volks⸗ 
leben von Neuem erwecken werden. Darin wird unſere Rettung 
liegen. (Beifall rechts.) 25 a 

Abg. Bachem (C.): Uns iſt jede Verſtändigung der Evangeli⸗ 
ſchen Nu recht, wenn fie nur nicht die katholiſche Kirche in 
ihrer Entwickelung hindern wollen. Wir verlangen vom Staate 
weit weniger wie die evangeliſche Kirche, wir beſtreiten die Seel⸗ 
ſorge ganz aus eigenen Mitteln. Der Streit zwiſchen den beiden 
Kirchen wird ja keinesfalls rein akademiſch ohne jede Schärfe aus⸗ 
zufechten ſein, dazu wollen wir uns auch nicht verſtehen, das wird auch 
Herr Stöcker nicht wollen. Aber was uns verletzt, iſt das auf⸗ 
hetzende, den ſozialen Frieden ſtörende Vorgehen der Evangeliſchen 
ns. Wir wollen, daß der Streit ſich immer in Formen be⸗ 
wegt, die der Situation angemeſſen ſind. Der Ausſpruch „der 


Papſt regiert die Welt“, kann unmöglich das evangeliſche Bewußt⸗ B 


ſein verletzen. Die Proteſtanten ſind weit ſchärfer gegen die Katho⸗ 
liken vorgegangen. 

In dem katholiſchen Kirchenvermögensgeſetz ſoll allerdings nicht 
das innere Leben der Kirche reglementirt werden, aber doch laſſen 
praktiſche Bedenken die Reviſion Perce erſcheinen. Einzel⸗ 
bedingungen tragen die kulturkämpferiſche Tendenz, das katholiſche 
Kirchenvermögen zu ſäkulariſiren und zu demokratiſiren. (Sehr wahr! 
im Centrum.) In kleinen Gemeinden see ein förmliches Parla⸗ 
ment für die bloße Vermögensverwaltung aus einem Zweikam⸗ 
merſyſtem, Kirchenvorſtand und Gemeinde, auf Grund eines kom⸗ 
95 irten Wahlſyſtems gewählt. Je zahlreicher die Verwaltungs⸗ 

ehörde, deſto geringer iſt die Verantwortlichkeit des einzelnen. 
Aber gerade in Vermögensſachen muß der einzelne möglichſt viel 
Verantwortung tragen. Auch viele andere Einzelbeſtimmungen 
ſind verfehlt. Dem Pfarrer muß vor allem der Vorſitz im Kir⸗ 
chenvorſtand gegeben werden. Wir ſelbſt können keinen Geſetzent⸗ 
wurf vorlegen, ſondern müſſen das der Initiative der Regierung 
überlaſſen. (Beifall im Centrum.) 

Abg. v. Eynern (nl): Von der durch Herrn Windthorſt ſtets 
proklamirten angeblichen Unterdrückung der katholiſchen Kirche kann 
keine Rede ſein angeſichts der Thatſache, daß zu der Arbeiterkonferenz 
ein katholiſcher Geiſtlicher berufen iſt, ein evangeliſcher nicht Und doch 
ſind die evangeliſchen Geiſtlichen auf ſozialpolitiſchem Gebiet gufrichtig 
vorangeſchritten (Sehr wahr! bei den Nationall.) und hätten zu 
der Konferenz zugezogen werden ſollen (Zuſtimmung eh Herr 
Stöcker hat zum Frieden zwiſchen den Parteien gemahnt. Er 
ſollte ſich die Bibelſtelle von dem Splitter und dem Balken im 
Auge noch einmal durchleſen. Das Stöckerblatt „Volk“ verhöhnt 
die Nationalliberalen in ſchlimmſter Weiſe. Herr Stöcker ſollte 
ſeinen Einfluß auf dieſe Blätter zum Frieden ausüben (Abg. 
Stöcker: Ich habe nicht die geringſte Einwirkung). Die prote⸗ 
ſtantiſche Bevölkerung iſt durch arrogante Angriffe auf den prote⸗ 
ſtantiſchen Glauben, durch Anmaßungen, wie das Wort Windt⸗ 
horſt's „der Papſt regiert die Welt“, durch den päpſtlichen Brief 
an Kaiſer Wilhelm I., in die Vertheidigungsſtellung gezwungen 
worden. Ich könnte eine Blüthenleſe der ſchmählichſten und 
ſchändlichſten Angriffe auf die evangeliſche Kirche z. B. aus dem 
Hamburger Brief des Jahres 1882, aus dem „Paulinusblatt“ des 
Herrn Dasbach anführen, ſchauderhafte Worte (Lachen im Cen⸗ 
trum), welche die proteſtantiſche Bevölkerung in wilde Aufregung 
bringen müſſen (ſehr wahr! bei den Nationall.). Die revolutionären 
Strömungen, auf welche hingewieſen worden iſt, entſtehen übrigens 
faſt nur in katholiſchen Ländern, in proteſtantiſchen Ländern ſehr 
wenig. 

In der Schulfrage ſtehen wir ganz auf dem Standpunkte, den 
Herr v. Zedlitz vertreten hat. Auch dem Schuldotationsgeſetz wer⸗ 
den wir, von welcher Seite es auch kommt, zuſtimmen. Aus den 
Erklärungen der konſervativen Partei hierzu konſtatiren wir freu⸗ 
dig eine Erneuerung des Kartells auf dieſem Gebiete. Wir hoffen, 
daß die Thatenloſigkeit und n An der Regierung auf 
dem Gebiete der Schulgeſetgebung ngeſichts der Lage und An⸗ 
geſichts der großen Mehrheit im A 

en Nationalliberalen.) 


m 


Abg. v. Stablewski (Pole): Es iſt eine traurige Thatſache, 
daß wir auch in religiöſer Beziehung immer noch außerhalb des 
allgemeinen Rechtszuſtandes find. Sollen die religiös⸗ſittlichen 
Kräfte geweckt werden, ſo muß vor allem doch auch die Religion 
in der Mutterſprache gelehrt werden. Ernſtliche Beſchwerden haben 
wir auch zu führen über die Handhabung des Einſpruchsrechts 
eitens der Regierung. Ohne jeden Grund wird gegen die An⸗ 
an von Pfarrern Einſpruch erhoben, ja es hieß ſogar in einem 
Falle, der Einſpruch ſei darum erfolgt, weil die Reichstagswahlen 
ſchlecht ausgefallen ſeien. Beſonders charakteriſtiſch find zwei mir 

enauer bekannte Fälle. Gegen die Verſetzung eines Pfarrers 

artenberg auf eine beſſere Stelle wurde Einſpruch erhoben, weil 
er vor 35 Jahren einer Gymnaſiaſtenverbindung mit polniſch⸗ 
nationalen Tendenzen angehört, und vor 28 Jahren eine polniſch 
nationale Geſinnung er ‚Schau getragen habe. 

Der zweite Fall betrifft das Mitglied des Hauſes Dr. von 
Jazdzewski. Einſpruch iſt gegen ihn erhoben worden wegen einer 
1873 gehaltenen politiſchen Rede, derentwegen er zwar angeklagt, 
aber freigeſprochen worden iſt, ein andermal wegen Beitritt zu 
einem ganz unpolitiſchen Verein für 1 8 der lernenden 
Jugend und wegen ſeiner parlamentariſchen Thätigkeit. Die letzte 
üben wir doch aus auf Grund der von uns beſchworenen Ver⸗ 
faſſung, daraus kann uns kein Vorwurf gemacht, und wir können 
nicht in Rechenſchaft dafür gezogen werden. 
Verfaſſung. 

Miniſter v. Goßler: Ich habe noch nachzutragen, daß die 
Sperrfondsangelegenheit demnächſt im Hauſe auf Grund einer Vor⸗ 
lage zur Sprache kommen wird. 


Wie kommt der Vorredner dazu, hier Mittheilungen zu geben 
über Schriftſtücke, welche zwiſchen dem Oberpräſidenten und dem 
Erzbiſchof über Disziplinarfragen gewechſelt worden? Herr 
v. Jazdzewski kann die beſte und ſchönſte Pfründe erhalten, aber 
nicht in einer Gegend, wo die Deutſchen und Polen zuſammen⸗ 
ſtoßen. Aus dieſen Flämmchen wird es Ihnen nicht gelingen, einen 
rand zu entzünden, denn wir ſtehen zu den katholiſchen Kirchen⸗ 
behörden auf einem feſten Boden. Einſpruchsfälle ſind nur fünf 
vorgekommen, auf deren Verhandlung vor einer politiſchen Ver⸗ 
ſammlung ich nicht eingehen kann. (Beifall rechts.) 5 8 

Abg. Cremer (wildkonſ.) führt aus, daß eine Konfeſſion ihrem 
Weſen nach tolerant gegen die andere ſein könne. Deshalb muß der 
Staat zwiſchen ihnenzſtehen. Betont werden müſſe, was die Ehriſten 
eint, und vergeſſen, was ſie trennt. Das gelte auch für die Preſſe. 
Redner ereifert ſich darüber, daß die Preſſe von Elementen bedient 
werde, die ihren Beruf verfehlt hätten und nun über Dinge ſchrieben, 
von denen ſie nichts verſtänden. 0 \ 

Daß die Polen für ihre Nationalität agitirten, könne ihnen 
kein Menſch verdenken, aber ſie müßten jetzt büßen, was ihre Vor⸗ 
fahren geſündigt hätten. Manches Unangenehme der Polenagitation 
erkläre ſich aus der Verquickung des Katholizismus und des Polo⸗ 
nismus. Er freue ſich, daß Herr Stöcker zum Frieden gerathen 
habe, und erinnere ihn daran, daß er einſt in die chriſtlichſoziale 
Partei nicht habe eintreten wollen, weil dieſe die Ablagerungsſtätte 
aller Angriffe gegen den Katholizismus geweſen ſei. 

Abg. Dr. Windthorſt (C.): Um Mißverſtändniſſen über unſere 
Stellung vorzubeugen, will ich einige Punkte der Debatte beant⸗ 
worten. Das Wichtigſte waren mir die Ausführungen des Abg. 
v. Stablewski über die Einſprüche. Der Miniſter gab zur Antwort, 
daß er hier auf einem feſten Boden mit dem heiligen Stuhl ſtehe. 
Dieſen Boden ſollte er offiziell uns vorlegen, damit wir ſehen, ob 
auch darnach gehandelt wird. Die heute angegebenen Einſpruchs⸗ 
fälle ſind nicht derartig, daß auf Grund der vorliegenden That⸗ 
ſachen Einſpruch erhoben werden durfte. Hier iſt die freie Be⸗ 
wegung des Klerus nicht gewahrt, und wir hätten Veranlaſſung, 
wenn die Fälle ſich mehren, die Einſpruchsfälle wieder aufzuheben. 
Ein Erlaß des h. Stuhls, daß gegen Geiſtliche wegen ihrer bürger⸗ 
lichen Thätigkeit Einſpruch erhoben werden kann, liegt meines 
Wiſſens nicht vor. Sollten geheime Abmachungen über die Geiſt⸗ 
lichen in Poſen getroffen ſein, ſo ſollten wir darüber nicht im 
Dunkeln gelaſſen werden. 5 

Die Reviſion des Kirchenvermögensgeſetzes habe ich bereits 
früher verlangt, denn ſeine Konſtruktion greift tief in die Verhält⸗ 
niſſe der Kirche zu deren Schaden ein. Die Faſſung iſt damals 
nicht deshalb gewählt worden, weil man ſich von Eingriffen in die 
innere Verwaltung enthalten wollte, ſondern weil man altkatholiſche 
Elemente in den Kirchenvorſtand wollte. Das iſt glücklicherweiſe 
nicht gelungen. 5 E 7 

Die Ausführungen des Abg. Stöcker über die Nothwendigkeit 
ſittlich⸗èreligiöſer Einwirkungen auf die Jugend haben meinen Bei⸗ 
fall, nicht aber, was er über die konfeſſionelle Polemik ſagte. Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Polemik iſt nothwendig, die Polemik in Verſammlungen 
ſind Nachwehen des Kulturkampfes. Friede wird nicht eher ſein 
als bis die Reſte des Kulturkampfes beſeitigt ſind, ehe wir nicht 
den status quo ante des Jahres 1871 erreicht haben. So lange 
ein ſolcher Wandel nicht geſchaffen iſt, und die katholiſche Kirche 
nicht freie Bewegung hat, iſt ein Zuſammenwirken beider Konfeſſio⸗ 
nen nicht möglich. Daß der Papſt die Welt regiert, wie ich geſagt 


— 


bgeordnetenhauſe aufhören wird. habe, iſt eine Anſicht und eine Anſicht kann keinen beleidigen. (Lachen 


rechts.) Die Zeit iſt nicht dazu angethan, konfeſſionelle Polemik zu 


Das wäre wider die] D 


nichts zu thun habe. Für konfeſſionelle Polemik ſei Volksverſamm⸗ 
lung und Preſſe ungeeignet. Die katholiſche Kirche ſtehe in Streit⸗ 


führen und die Herren Thümmel und Genoſſen müſſen zur Rai 
ebracht werden. Wir müſſen uns zuſammenſchließen, um Die 
truktiven Elemente zu überwinden, und die liegen nicht bloß bei 
der Sozialdemokratie, ſondern auch an Stellen, die ſich hoher Pro⸗ 
tektion rühmen. Ich werde mit dem Kultusminiſter und feinen 
Räthen darüber noch ernſt reden, ich halte ihn bis dahin feſt. (Bei⸗ 
fall im Zentrum.) 

Miniſter v. Goßler: Ueber die Frage des Einſpruchsre 
kann ich ja dem Hauſe die Erörterung nicht Herd erer Ye halte 
ich es nicht für nützlich, dieſen rein kirchlichen Gegenſtand hier zu 
beſprechen. Ich habe mein Material nicht hier. Jedenfalls kann 
ich mir nicht denken, daß der Herr Erzbiſchof das, was mit ihm 
erörtert iſt, dem Generalvikariat hat zugänglich machen können 
mit dem ausdrücklichen Zweck der weiteren Mittheilung. — Da 
ich die Verhandlungen der preußiſchen Regierung mit dem heiligen 
Stuhl hier mittheile, iſt nicht zu verlangen. Ein einzelner Minister 
iſt doch nicht berechtigt, über Dinge, welche als Staatsgeheimniß 
behandelt werden, ſich hier zu äußern. Außer den ſchon zugeſtan⸗ 
denen fünf Fällen iſt regierungsſeitig kein Einſpruch erhoben wor⸗ 
den. Das Miniſterium war einig darüber, daß nur in den polni- 
ſchen Landestheilen davon Gebrauch gemacht werden ſollte; überall 
ſonſt wurde der Oberpräſident nur angewieſen, ſich mit dem be⸗ 
treffenden Biſchof über die Beſetzung der Stellen zu „unterhalten“. 
die Intereſſen des Staates und der katholiſchen Kirche laufen doch 
vielfach zuſammen und es kann den Biſchöfen wie den Oberpräſi⸗ 
ehm gegenſeitige Aufklärung über einen Geiſtlichen nur ange⸗ 
nehm ſein. 


Abg. Stöcker bemerkt, daß er mit der Redaktion des „Volk“ 


fragen beſſer als die evangeliſche Kirche, weil fie den Beichtſtuhl 
und ein autoritatives Oberhaupt habe. Konfeſſioneller Friede fe 
wohl möglich, wie jetzt zwiſchen den früher ſehr verfeindeten Luthe⸗ 
ranern und Reformirten. 5 
er nicht anerkennen, die päpſtliche Autorität herrſche nicht einmal 
m. (Beifall rechts.) : 
Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen. 
Perſönlich bemerkt } 
Abg. Dasbach, daß allerdings in den „Paulinusblättern“ ein 
die Evangeliſchen verletzender Artikel enthalten war, aber ohne jeine 
Schuld, während er auf Reiſen war. 
deswegen entlaſſen. 8 
Abg. Dr. v. Jazdzewski (Pole) bemerkt, daß er das Material 
über den gegen ihn erhobenen Einſpruch ſeinen Freunden mitgetheilt 
hade, weil ihm eine Pflicht zur Diskretion nicht auferlegt ſei. 
dier 185 15 1 91 1 80 117 1 5 des Kapitels. 
Hierauf vertagt das Haus die Fortſetzung der Berathung au 

Mittwoch 11 Uhr, e 
Schluß 4 Uhr. 


in Rom. 


Er habe den Mitarbeiter 


Deutſchland. 
Berlin, 18. März. Noch jetzt erhält ſich die Be⸗ 
hauptung, daß der Kaiſer das Entlaſſungsgeſuch des 
Fürſten Bismarck bisher nicht genehmigt habe. Verhält es 


ſich ſo, dann kann es ſich aber doch nur um einen Aufſchub 


von Stunden handeln. Nichts iſt gewiſſer, als daß die Kriſe 4 


mit dem vollſtändigen Rücktritt des Reichskanzlers endigen 


wird, wenn ſie nicht ſchon damit geendigt hat. Gewichtige 


Einflüſſe, ſo von Seiten des Großherzogs von Baden und 


des Herzogs von Koburg, haben ſich zu Gunſten eines Aus⸗ 
gleichs geltend gemacht, indeſſen vergeblich. Der Kaiſer ſelbſt 
hat in dem einſtündigen Geſpräch, welches er geſtern nach 
Schluß des Miniſterraths mit dem Fürſten Bismarck in deſſen 
Palais hatte, verſucht, den Kanzler zur Zurücknahme ſeines 
Schrittes zu bewegen. Auch dies iſt umſonſt geweſen. Das 
Gefühl, mit welchem das große Ereigniß in Regierungskreiſen 
aufgenommen wird, läßt ſich nicht anders als mit dem Worte 
„Beſtürzung“ bezeichnen. So wichtig die Meinungsverſchie⸗ 


denheiten waren, ſo hatte man doch nicht vermuthet, daß die 


Entſcheidung ſo ſchnell und gerade in einem ſolchen Zeitpunkt 
erfolgen werde, daß der Kanzler mitten in den Berathungen 
der Sozialkonferenz und vor dem Zuſammentritt des Reichs⸗ 
tags gehen werde. Wie plötzlich die Entſcheidung gekommen 
iſt, wird durch nichts beſſer beleuchtet als durch die Rathloſig⸗ 
keit, die unter den Miniſtern und den hohen Reichsbeamten 
herrſcht. Zwar wird verſichert, daß ein Syſtemwechſel nicht 
beabſichtigt ſei, aber der ganze Verlauf der Bismarckfrage iſt 
der ſtärkſte Beweis dafür, daß in der That von einem Syſtem⸗ 
wechſel geſprochen werden muß. Die meiſten unſerer Miniſter 
ſehen ſich nun freilich ſo ſehr als bloße Beamtenminiſter an 
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Kleines Feuilleton. 


* Der Mann, der von ſeinem Bart lebt. Das Betteln 

it ficher eine Kunſt wie fo viele andere und hat mit dieſen die 
igenſchaft gemein, daß es nur dann nicht zu den brotloſen Künſten 
zu rechnen iſt, wenn es mit der erforderlichen Genialität betrieben 


wird. Die Handlanger und Farbenkleckſer in dem Anrufen der 
n e ohlthätigkeit bringen es heutzutage bei den geſtei⸗ 
erten Anforderungen auch auf dieſem Gebiete kaum zu einem 


achtquartier in irgend einem Thorwinkel; die Meiſter und Er⸗ 
finder dagegen können auf Koſten derjenigen, die nicht alle werden, 
wie Gott in Frankreich leben. Auf ſolchen Erfolg hat jener Bettler 
eine gegründete Ausſicht, der einen Reporter der Newyork Times 
in Newyork um ein Almoſen erſuchte, obwohl ihn ſein Aeußeres 
eher in die Klaſſe derjenigen verſetzte, die zur Einkommenſteuer 
nach deutſchen Begriffen herangezogen zu werden pflegen. Er hatte 
ein gewinnendes Geſicht, war jung, kräftig gebaut . 8 2 
wöhnlich gut gekleidet. Das Auffallendſte an ihm war jedoch An 
mehr als ſtarker, te en e der durch ſeine abſchreckend 
rothe Farbe ſofort in die Augen fiel. Er war noch nicht weit genug 
vorgeſchritten, als daß man ah von einem Backenbart hätte reden 
können, aber doch ausreichend, um dem Träger ein etwas herab⸗ 
gekommenes und halb wildes Ausſehen zu geben. Der Fremde 
näherte ſich dem Reporter in einer beſcheidenen, aber nicht unter⸗ 
würfigen Weiſe, lüftete ſeinen Hut und ſagte: „Verzeihung, darf ich 
Sie für eine Minute aufhalten? Ich bin hier fremd und vor drei 
Tagen von Exeter angekommen, um mir eine Stellung zu ſuchen. 


n habe ich meine Brieftaſche, in der mein geſammtes 
Ge 


enthalten war, verloren. Deshalb muß ich in dieſer frühen 
Morgenſtunde in den Straßen herumwandern. Ich bringe es nicht 


fertig, zu betteln, aber (und hierbei ließ er ſeine Hand an dem un⸗ 


rafirten Kinne entlang ſtreichen), ich bin in einer ſehr ſchlimmen 
Um 8 Uhr habe ich mich dem Beſitzer eines Geſchäfts vor⸗ 
zuſtellen, der mir eine Stelle als Buchhalter zugeſagt hat. Ich 
werde aber meine Chancen verlieren, wenn ich in dieſem Zuſtande 
vor meinen künftigen Prinzipal trete. Würden Sie mir nicht 


15 Cents leihen, damit ich mich raſiren laſſen kann?“ Neun von 
zehn würden dem Manne die erbetene Summe oder noch mehr ge⸗ 
geben haben, aber der Reporter, der da den Grundſatz befolgt, daß 
Dinge und Perſonen ſelten das ſind, was ſie zu ſein ſcheinen, 
ſchöpfte Argwohn und fragte den Bittſteller daher, ob er etwa auch 
hungrig ſei. Auf die bejahende Antwort lud er den Fuchsbärtigen 
in eine nahe Kneipe ein, wo dieſer ſich als ein wirklich 
annehmbarer, unterhaltenden und in ſeinen Manieren 
durchaus wohlerzogener Geſellſchafter entpuppte. Nach gufgehobener 
Tafel thaute er bald auf. Der Reporter geſtand ihm jetzt frei⸗ 
müthig, aber doch halb beſchämt, daß er ſeine eibensgeidichte für 
den Kunſtgriff eines gewöhnlichen oder beſſer ungewöhnlichen Bett⸗ 
lers gehalten habe. Mit einem herzlichen Lachen und ohne jede 
Spur von Verletztheit gab der Fremde dies zu und machte auf 
weitere Fragen bereitwillig die folgenden Eröffnungen: „ in 
von Exeter gekommen, um hier Arbeit zu ſuchen. Ich konnte 109 
keine Beſchäſtigung finden und jetzt bedarf ich einer ſolchen au 

nicht mehr. In dieſer meiner Nothlage konnte ich naturgemäß 
nicht die Mittel aufbringen, um mich raſiren zu laſſen. Es war 
mir dies aber ein dringendes Bedürfniß und ſo wandte ich mich 
denn vor ungefähr einem Monat in der Frühe an einen vorüher⸗ 
gehenden Herrn mit der Bitte, mir auszuhelfen. Ich erzählte ihm 
— Sie ſehen, die Noth iſt die Mutter der Erfindung — genau 
daſſelbe, was ich n erzählt habe und ſofort gab er mir einen 
Quarter (% Dollar) und wünſchte mir guten Weg. Die Leichtig⸗ 
keit, mit welcher ich dieſen erwiſchte, trieb mich an, mein Glück 
weiter 13 verſuchen. ch ſprach ungefähr zwanzig Leute an und 
mehr als die Hälfte ging ins Garn und gab mir Geld, ſo daß i 

mehr als 4 Dollars zuſammenbrachte. Mein Erfolg als Bettler 
erſtickte nunmehr in mir jeden Wunſch zu arbeiten. Ich ſah, da 

ich ein ergiebiges Feld gefunden hatte und ich begann, es auszu⸗ 
beuten. Die einzige Schattenſeite it die, daß ich 4 Tage lang un⸗ 
raſirt herumgehen muß. Während dieſer 4 Tage jedoch erwerbe 
ich genug, um bequem eine Woche leben zu können. Ich laſſe mir 
daher am 5. Tage den Bart abnehmen und lungere die 3 übrigen 
Tage der Woche müßig in der Stadt herum. O, dieſer abſchreckend 
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rothe Bart iſt meine Rettung, obgleich ich ihn lange Zeit als mein 
Verderben angeſehen habe. Er trägt mir 20 Dollars und mehr in 
der Woche ein, ohne daß ich ein Kapital einzuzahlen hätte, abge⸗ 
ſehen von dem, was ich für gute Kleidung anzulegen habe. Ich 
muß mich nämlich gut und geſchmackvoll kleiden, um meine Ge⸗ 
ige glaubwürdig zu machen, Sie verſtehen! Was, Sie wollen 
ſchon gehen? O, nicht doch! Sie haben mein Frühſtück bezahlt, 
bleiben Sie nun, und trinken Sie eine Flaſche und rauchen Sie 
eine Cigarre mit mir. 51 beſitze ſchon ein kleines Surplus meines 
Raſirgeldes für dieſe Woche.“ — Die Einladung wurde angenom⸗ 
men und der Reporter mußte nachher geſtehen, daß er ſelten eine 
anregendere Stunde erlebt hatte, als dieſe mit dem Manne, der 
von ſeinem Barte lebt. 


+ Ein neues Reporterkunſtſtück wird aus Amerika gemel- 
det: „Der „New⸗Nork Herald“ veranlaßte kürzlich die Einſperrung. 
eines ſeiner Mitarbeiter in dem bekannten Ludlowſtreet⸗Ge⸗ 
fängniſſe, damit er die dortigen übelberufenen Zuſtände kennen 
lerne und beſpreche. Nach der nunmehr veröffentlichten Daritellung, 
dieſes Reporters herrſcht unter den Beamten des Sheriffs von. 
Newyork eine erſtaunliche Verderbniß, jo daß Jeder, der über be⸗ 
deutende Summen verfügt, im Gefängniſſe leben könne, wie er 
wolle, und hingehen, wohin er wünſche. o nahm der „Herald“ 
Reporter, von welchem die Beamten glaubten, daß er wegen Be⸗ 
truges eingeſperrt war, eines Abends einen Deputy⸗Sheriff nach 
einem Theater mit, bewirthete ihn, gab ihm insbeſondere viel zu 
trinken, erhielt ſelbſt Bier im Gefängniß und für Zahlung von 
40 Doll. die Erlaubniß, an einem Sonntag Nachmittag ſpazieren 
gu gehen. In dem Empfangsraume des Gefängniſſes — fo ſchließt 

er Bericht — werde ſogar Hazard geſpielt und noch dazu in der 

Nähe eines Fenſters, in welches die Vorübergehenden ſehen können. 
„Beim Spiel iſt hier ein Gutes,“ ſagte einer der Spieler, „daß 
die Polizei ſich nicht hineinmiſchen kann.“ 


Daß der Papſt die Welt regiere, könne 


daß ſie auch unter veränderten Verhältniſſen bleiben könnten. 
Naur ſteht nicht feſt, daß ſie es thun werden. Die Behaup⸗ 
tung, daß das Geſammtminiſterium ſeine Entlaſſung gegeben 
habe, ift heute in dem Abgeordnetenhauſe mit großer Sicher⸗ 
heit aufgetreten, aber der anweſende Herr v. Goßler hat die 
Nachricht nicht beſtätigt, ihr freilich auch nicht widerſprochen. 
In Bundesrathskreiſen erklärt man mit einer Offenheit, die 
eltſam wäre, wenn nicht ſo Vieles in dieſen wirren Tagen 
den Eindruck der ſtärkſten Seltſamkeit machen müßte, daß man 
über wichtige Einzelheiten der jüngſten Vorgänge vollkommen 
morientirt jet. Zwar die großen und entſcheidenden Gründe 
für den Rücktritt des Fürſten Bismarck ſind klar genug, aber 
es muß daneben noch eine Reihe von Punkten gegeben 
haben, die den eigentlichen Anſtoß zur Beſchleunigung der 
Kriſe enthielten, und über die bisher nichts Zuverläſſiges be⸗ 
kannt iſt. Bald wird die Frage der Herausgabe des Welfen⸗ 
fonds als der Tropfen bezeichnet, der das Gefäß zum Ueber⸗ 
laufen brachte, bald wird dieſe Rolle militäriſchen und nament⸗ 
lich kolonialpolitiſchen Fragen zugeſchrieben. Fürſt Bismarck 
ſoll es abgelehnt haben, weitgehende Forderungen zur Fort⸗ 
führung der Kolonialpolitik mit ſeinem Namen zu unterſtützen; 
es wird berichtet, daß er wiederholt erklärt habe, er möchte 
den ganzen Kolonialbeſitz am liebſten wieder aufgeben, und es 
wird darauf aufmerkſam gemacht, daß er die Nichtbeſtätigung 
des Verkaufs von Süd⸗Weſtafrika erſt jetzt, während der Kriſe, 
ausſprach, obwohl die bezügliche Eingabe ſchon über drei⸗ 
viertel Jahre in ſeiner Hand war. Ob dieſe Dinge zur Ent⸗ 
ſcheidung unmittelbar geführt haben oder nicht, wird ſich auch 
ſpäterhin ſo leicht nicht feſtſtellen laſſen. Mitgewirkt haben 
ſie jedenfalls, und viele Wenig haben auch hier ein Viel aus⸗ 
gemacht. Was die Frage der Nachfolgerſchaft anlangt, ſo be⸗ 
harrt die politiſche Welt mit bemerkenswerther Zähigkeit bei 
dem Namen des Herrn v. Caprivi. Gerade daß dieſer Ge- 
neral bisher politiſch niemals genannt wurde, giebt den Ver⸗ 
muthungen, die ſich an ſeine Perſon knüpfen, den Anhalt der 
Glaubwürdigkeit. Erſt jetzt wird bekannt, daß der Kaiſer ſchon 
in der vorigen Woche lange Beſprechungen mit Herrn von 
Caprivi gehabt hat, wovon der Hofbericht nichts zu melden 
wußte. Man darf freilich nicht unbeachtet laſſen, daß die 
Gerüchte, die den General Caprivi als Nachfolger bezeichnen, 
aus der im Abgeordnetenhauſe ſchnell verbreitet geweſenen 
Nachricht vom Eintreffen des Generals in Berlin ihre weſent⸗ 
liche Nahrung zogen. Nun ſtellt ſich aber heraus, daß der 
General nicht allein gekommen iſt, ſondern daß es ſich um 
eine Konferenz des Kaiſers mit ſämmtlichen Korps⸗Komman⸗ 
deuren handelt, eine Konferenz, der übrigens eine gewiſſe 
Wichtigkeit beigelegt wird, und die angeblich die bevorſtehenden 
militäriſchen Geſetzentwürfe betrifft. Die Namen, die neben 


Herrn v. Caprivi genannt werden, läßt man beſſer auf ſich E 


beruhen. In einem Punkte aber herrſcht Einmüthigkeit, näm⸗ 
lich darin, daß die Theilung der Befugniſſe des Reichskanzlers 
unvermeidlich iſt. Dieſe Theilung wird in Wirklichkeit auch 
dann eintreten, wenn ſie vorläufig nicht die Form einer Ver⸗ 
faſſungsänderung annehmen ſollte. N 


— Geſtern Vormittag unternahm der Kaiſer mit der 
Kaiſerin eine gemeinſame Spazierfahrt, ließ ſich darauf die 
regelmäßigen Vorträge halten und empfing den zum Direktor 
im Miniſterium des Innern ernannten bisherigen Regierungs⸗ 
präſidenten in Lüneburg, Wirkl. Geh. Oberregierungsrath Lode 


den Wirkl. Geheimen Rath v. Keudell, welch' letzterer die 
Orden des vor Kurzem verſtorbenen Staatsminiſters v. Patow 
überreichte. 


— Nach einer Meldung des „Hamb. Korreſp.“ findet am 
Mittwoch, 8 Uhr Abends, beim Kaiſer große Cour für ein⸗ 
geladene Landtags abgeordnete ſtatt. Von den National⸗ 
liberalen iſt der Abgeordnete Seyffardt, von den Freiſinnigen 
der Abgeordnete Rickert geladen. 


— Die Kaiſerin wohnte vorgeſtern dem Konzert in der 
Singakademie bei. 


— Ueber die Sommerpläne der Kaiſerin Friedrich 
verlautet nunmehr, der „Köln. Ztg.“ zufolge, in beſtimmter 
Weiſe, daß ſich dieſelbe im Monat Mai nach Homburg be⸗ 
geben wird, wo ſie den ganzen Sommer zu verweilen gedenkt. 
Eine Unterbrechung wird dieſer Aufenthalt nur erfahren durch 
eine Reiſe nach Potsdam, wo die Kaiſerin nebſt den Prin⸗ 
zeſſinnen-Töchtern dem 150jährigen Regimentsjubiläum 
der Gardes du Corps beizuwohnen gedenkt. Daſſelbe ſoll in 
glänzender Weiſe, u. A. auch durch ein Reiterfeſt, begangen 
werden und es beſteht die Hoffnung, daß die e 
Töchter ſich perſönlich an einer Reiterquadrille betheiligen 
werden. Die Nachrichten über eine geplante Reiſe na 
Griechenland entbehren jeglicher Unterlage und es ſteht feſt, 
daß die Kaiſerin Friedrich die Kronprinzeſſin von Griechen⸗ 
land in dieſem Jahre in ihrer neuen Heimath nicht be- 
ſuchen wird. 


— Auf den Straßen der Reichs hauptſtadt wurden geſtern 
Nachmittag Extrablätter verkauft, welche den Rücktritt des 
f en Bismarck von ſeinen preußiſchen und Reichsämtern 
als bereits formell ſeitens des Kaiſers genehmigt ankündigten. 
Selbſtverſtändlich ift die Kanzlerkriſis fo weit noch nicht ge⸗ 
langt. Da nach § 17 der Reichsverfaſſung alle Verordnungen 
und Verfügungen des Kaiſers zu ihrer Giltigkeit der Gegen⸗ 
zeichnung des Reichskanzlers bedürfen, der dadurch die Verant⸗ 
95 übernimmt, ſo iſt eine Lücke in der Beſetzung des 
Reichs anzleramtes verfaſſungsmäßig unmöglich. Die offizielle 
Gewährung des Entlaſſungsgeſuches kann alſo erſt in dem 
Moment erfolgen, wo die Ernennung des Nachfolgers ſtattfindet, 
und über die Perſon dieſes Nachfolgers giebt es bisher nur 
Vermuthungen. 5 
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mann, ſowie den Wirkl. Geh. Rath Dr. jur. Horſtmann und Erh 


— In einzelnen Blättern wird der Austritt des Abgeord⸗ 
neten Eugen Richter aus dem Vorſtande der Landtags- 
fraktion der deutſch⸗freiſinnigen Partei darauf zurückgeführt, 
daß die Geſchäftsordnung der Fraktion jedem Mitgliede die 
Pflicht auferlege, hochpolitiſche Reden im Hauſe nicht anders 
zu halten als nach vorheriger Anmeldung dieſer Abſicht bei 
der Fraktion, es ſei denn, daß von anderer Seite Anlaß zu 
einer Antwort gegeben ſei. Gegen dieſe Beſtimmung habe 
Herr Richter bei der Berathung über die Trennung der Berg⸗ 
abtheilung vom Handelsminiſterium verſtoßen, worüber er in 
der Fraktion zur Rede geſtellt worden ſei. Demgegenüber 
ſchreibt die von Herrn Richter geleitete „Freiſ. Ztg.“: 

„Die Gründe für den Austritt ſind bei dem Abgeord. Eugen 
Richter allerdings Meinungsverſchiedenheiten geweſen, aber 
nicht über vorliegende ſachliche Fragen, ſondern über eine von der 
Landtagsfraktion beſchloſſene, bisher unbekannte Erweite⸗ 
rung des Fraktionszwangs, welche der Abg. Eugen Richter als 
nachtheilig für die Erfüllung der parlamentariſchen Aufgaben der 
Partei erachtet. Bisher hat weder im Reichstag noch im Landtag 
ein Beſchluß oder ein Gebrauch beſtanden, daß, wenn zufällig über 
einen Gegenſtand der Tagesordnung des Plenums eine Fraktions⸗ 
berathung nicht ſtattgefunden hat, alsdann auch kein Mitglied zu 
dieſer Sache für ſeine Perſon im Plenum das Wort ergreifen darf. 
Es iſt auch nicht richtig, daß der Abgeordnete Eugen Richter in 
der Fraktion wegen Zuwiderhandlung gegen Fraktionsbeſtimmungen 
zur Rede geſtellt worden ſei. Die Fraktionsſitzung, welche dem 
Fraktionszwang aus Anlaß der Rede des Abgeordneten Richter 
vom 7. März zur Vorlage der Reſſortveränderungen im Miniſte⸗ 
rium eine erweiterte Auslegung gab, hat vielmehr ſtattgefunden in 
Abweſenheit des Abgeordneten Richter und ohne daß der Gegen⸗ 
ſtand auf die Tagesordnung der Fraktion geſtellt war.“ 

— Die Novelle zum Patentgeſetz wird in dem Entwurf, 
den der Reichskanzler in den letzten Tagen dem Bundesrath vor⸗ 
gelegt hat, im „Reichsanzeiger“ veröffentlicht. Das Vorprüfungs⸗ 
verfahren wird unangetaſtet beibehalten. Der Inhalt der Novelle 
läßt ſich dahin zuſammenfaſſen, daß ſie das Prüfungsverfahren 
verbeſſern, den Fortbeſtand der einmal ertheilten Patente mit er⸗ 
höhten Garantien umgeben und das Patentamt reorganiſixren will. 
Im Patentamt werden die beiden Inſtanzen für die Anmeldung 
und Beſchwerde völlig ſelbſtändig organiſirt. Die erſte Inſtanz 
wird nur mit Mitgliedern beſetzt, welche dem Patentamt im Haupt⸗ 
amt angehören. In der zweiten Inſtanz wird die mündliche Be⸗ 
handlung als eine unter gewiſſen ee regelmäßiger 
Theil des Prüfungsverfahrens eingeführt. In Bezug auf den ge⸗ 
ſicherten Patentſchutz bietet die Novelle Schutz gegen den Verfall 
der Patente in Folge einer Säumniß bei der Gebührenzahlung, 
indem ſie einen Weg eröffnet, um die Säumigen noch vor dem 
Verfall auf die Gefahr amtlich aufmerkſam zu machen. Sie bietet 
Schutz gegen frivole Nichtigkeitsangriffe, indem ſie die Erhebung 
der Nichtigkeitsklage von einer Gebührenzahlung abhängig macht. 
Sie ſucht die auf ein Patent gegründeten gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen ſicher zu ſtellen, indem ſie die Nichtigkeitsklage nicht 
mehr für die ganze Dauer, ſondern nur für die erſten Jahre eines 
Patents als zuläſſig bezeichnet. Sie gewährt endlich dem Patent⸗ 
inhaber eine wirkſamere Deckung gegen Eingriffe in die Patent⸗ 
rechte, indem auch ſolche Eingriffe, die aus grober Fahrläſſigkeit 
hervorgehen, die Pflicht zur Entſchädigung begründen ſollen. — 
Ein Ausländer kann den Anſpruch auf Ertheilung eines Pa⸗ 
tents und die Rechte aus dem Patent nicht geltend machen, wenn 
nach einer in dem Reichs⸗Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung 
des Reichskanzlers die Reichsangehörigen hinſichtlich der Er⸗ 
theilung von Patenten und der Rechte aus denſelben in dem 
Staate, welchem der Ausländer angehört, ungünſtiger behan⸗ 
delt werden, als Angehörige dritter Staaten. 

— Bezüglich des Kontraktbruches ländlicher Arbeiter 
hat in der Juſtizkommiſſion des Abgeordnetenhauſes an⸗ 
läßlich der Petition einiger e LUDE Kreisvereine der 
Kommiſſar des Juſtizminiſteriums eine Erklärung abgegeben, 
in welcher er ausführte, daß die Frage des Kontraktbruches länd⸗ 
licher Arbeiter bereits Gegenſtand eingehender Prüfung der Staats⸗ 
regierung geweſen ſei. Es ſind im vergangenen Jahre umfaſſende 
ebungen über den Umfang erfolgt, den dieſe Uebelſtände in 
Preußen erreicht haben. Auf Grund der eingegangenen Berichte 
haben die Miniſter für Landwirthſchaft, des Innern und der Jude 
Mittheilungen über ihre Auffaſſung der Bedürfnißfra 
die geeignet erſcheinenden Mittel und Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Kontraktbruches vor Kurzem an das Staatsminiſterium ge⸗ 


langen laſſen. Die Beſchlußfaſſung des Staatsminiſteriums ſteht 
Der Kommiſſar des landwirthſchaftlichen Miniſteriums 


noch aus. 
ſchloß ſich dieſer Erklärung an. 


Lokales. 


Poſen, den 19. März. 
—u. Die Forterhebung der Schlacht⸗ und Wildpret⸗ 
ſteuer in Poſen als Kommunalſteuer für die Zeit vom 1. April 
1890 bis zum 1. April 1893 iſt durch Reſkript des Finanzminiſters 
und des Miniſters des Innern genehmigt worden. Der Finanz⸗ 
miniſter genehmigt ferner, daß die Erhebung der Schlachtſteuer 
und der Wildpretſteuer bis zum 1. April 1893 durch Stagtsbeamte 
unter den ſeitherigen Bedingungen, insbeſondere unter Beibehaltung 
des von der Stadtgemeinde bisher gezahlten Verwaltungskoſten⸗ 
Pauſchquantums von 14,70 Prozent des Bruttoertrages beider 
Kommunalſteuern erfolgt, jedoch mit dem Vorbehalte, daß im Falle 
der Vermehrung des zur Erhebung dieſer Steuern ichen Bauch. 
Beamtenperſonals eine angemeſſene Erhöhung des fraglichen Pauſch⸗ 
quantums einzutreten hat. 


*Meteorologiſches. Von dem Vertreter des nach Falbſchen 
Grundſätzen geleiteten Inſtituts, deſſen „meteorologiſche 
Wochenberichte“ wir regelmäßig in unſerer Zeitung zum Abdruck 
bringen, geht uns Folgendes zur eiae zu: Der 
Frühlingstermin der Aequinoctialſtürme iſt nun da. 
Bereits am 5. d. M., dem Vorabende des März⸗Vollmondes, er⸗ 
ſchien der Vortrab derſelben, Frankreich und Deutſchland bis zum 
Schluß der vorletzten Woche mit Schnee überſchüttend. Dieſer in 
908 dd e nur mäßig aufgetretene Schneefall hat gleichwohl 
der ſtädtiſchen Verwaltung zu Berlin einen 1 oſtenauf⸗ 
wand von 68 848 M. für Schneefuhren verurſacht. — In einer 
immerhin ähnlichen Weiſe wird zum Oſtervollmond vom 
5. April der Nachſchub der l ane dh Das eigentliche 
Gros dürfte ſich jedoch vorgusſichtlich unter großen Verheerungen 
zum Neumond vom 20, März einſtelleu. Beim Aequinoctium 
vom 22. März tritt nämlich diesmal faſt unmittelbar nach der am 
18. März ſich neigenden Erdnähe des Mondes der Aequatorſtand 
der Sonne wie gewöhnlich, dazu aber auch der Neumond vom 20. 
und der Aequatorſtand des Mondes am 21. d. M. ein. Dies vier⸗ 
ache Zuſammentreffen beſtimmt den Haupttermin für die 
Aequinoctialſtürme und bildet die Urſache für den diesmal zu ge⸗ 
wärtigenden hohen Grad ihres Auftretens. Wäre gleichzeitig noch 
eine Sonnenfinſterniß zu verzeichnen geweſen, ſo hätte dieſes Er⸗ 
eigniß den meteorologiſchen Vorgang noch nachdrucksvoller geſtaltet. 
— Das Weſen und die Bedeutung jener vier Fluthfaktoren findet 
man eingehend behandelt in dem kleinen, in A. Hartlebens, Verlag 
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bei Beginn einer jeden Seſſion ſeierlich Proteſt gegen die 
den politiſchen Zuſtände einzulegen und alsdann ſofort nach Haufe 


e und über 


12) die ſonſtigen Paſſiva 


Leipzig) erſchienenen Schriftchen „Wetterbriefe“ von 


d. „Aus dem Programm einer nicht fernen Zukunft. 
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Unter dieſer Spitzmarke veröffentlicht der „Kuryer Poznanski“ an 
leitender Stelle einen längeren Artikel, in welchem er auf Gerüchte 
hinweiſt, die eine neue, von Oben herabkommende Strömung, eine 
neue Richtung auf der Bildfläche des geſellſchaftlichen und politi⸗ 
ſchen Lebens ankündigen. 
als 40 Jahre beſtehende preußiſche Verfaſſung, \ 
Volksvertretung durch den preußiſchen Landtag werfend, weiſt das 
Blatt darauf hin, daß die polniſche Politik im preußiſchen An⸗ 
theil während dieſer Zeit ſich faſt ausſchließlich auf den Prote 
geſtützt habe. Wenn inzwiſchen die polniſche Fraktion den Weg 
des rückſichtsloſen 12 9 16 5 unter dem Einfluſſe von verſchiedenen 
Umſtänden öfters verlaf 
aus dem Volke jedoch nie ge 
anſichten ſogar ſo weit, die polniſche Fraktion als ein Parlament 
im Parlament zu betrachten, und ſei unwillig darüber geweſen, 
wenn die polniſchen Abgeordneten an der allgemeinen Arbeit der 
geſetzgebenden Körperſchaften Theil genommen haben. 
ſeien Stimmen laut 


Einen Rückblick auf die nunmehr länger 
auf die Zeit der 


en habe, jo ſei die Idee dieſes Proteſtes 
wd Man gehe in den Proteſt⸗ 


Nicht ſelten 
a Haenden mit der Forderung, daß der einzige 
von den polniſchen Abgeordneten einzuſchlagende Weg der ji oll, 

eſtehen⸗ 


zurückzukehren. Ein ſolches Verhalten würde zu Nichts führen. 


Die Polen ſollten zu der Ueberzeugung kommen, daß, wenn man 


nichts weiter thue, als ſich auf die Wiener Verträge zu berufen, 
man nichts erreiche. Im Weiteren ſchreibt das klerikale Blatt: 

„Unſere gerechten Forderungen müſſen allerdings auch in Zu⸗ 
kunft den Hauptpunkt unſerer parlamentartiſchen Thätigkeit bilden. 
Wenn wir aber dieſe Forderungen mit gleicher Beharrlichkeit und 
mit gleicher Energie wie bisher ſtellen wollen, müſſen wir genau 
und gewiſſenhaft auch die hieraus vefultivenden Pflichten auf ung 
nehmen, die Pflichten der Unterthanen desjenigen Landes, an 
welches uns die harte Nothwendigkeit gebunden hat. Hier muß 
man nicht allein mit Worten, ſondern auch mit der That ſeinen 
Standpunkt bekunden; hier muß die ganze Geſellſchaft, die vielleicht 
harte, aber nothwendige Pflicht begreifen und verſtehen. Alſo nicht 
im Wege der Abſtention und des Proteſtes, ſondern in gemeinſamer 
Arbeit mit den Deutſchen für das allgemeine Wohl des Landes, 
zum Schutz und zur Vertheidigung des Thrones vor Elementen, 
welche denſelben zu erſchüttern ſuchen, ſollen die polniſchen Ab⸗ 
geordneten in den geſetzgebenden Körperſchaften thätig ſein. Wenn 
dies auch bisher ſchon oft im Verhalten der polniſchen Abgeord⸗ 
neten Brauch war, ſo muß das jetzt bei ihnen zur Regel werden, 
welche von der ganzen polniſchen Geſellſchaft anerkannt und ſank⸗ 
tionivt werden muß. — Anſtatt der bisherigen Proteſtpolitik ziemt 
es ſich jetzt, dreiſt und offen die Zugehörigkeit zu Preußen zu be⸗ 
kunden. Anſtatt der bisherigen Abſtinenz ziemt es ſich, fortan ſich 
zu eifriger und gewiſſenhafter Arbeit anzuſchicken, gleichviel o 
dieſelbe dem ganzen Staate oder dem heimathlichen Lande 
gilt, gleichviel, ob im Landtage oder im Provinziallandtage 
oder im Kreistage. Auf ſolches Fundament geſtützt, können wir 
mit um ſo größerer Kraft und Würde verlangen, daß uns dieſelbe 
Behandlung widerfahre, wie ſolche andern Staatsbürgern zu 
Theil wird, können wir fordern, daß die uns garantirten 
Rechte an uns geübt werden. Wir wollen uns hier⸗ 
bei keineswegs unſerer Nationalität entſagen und die Zu⸗ 
kunft nicht verkaufen, welche auf die Weiſe mehr als ſonſt in 
unſerer Hand ſein wird. Wir können alsdann mit feſter Zuver⸗ 
ſicht dieſer Zukunft entgegenſehen und verſichert ſein, daß nach ge⸗ 
meinſamem Kampfe für die Früchte der weſtlichen Kultur ein Aus⸗ 
gleich ſich finden wird für uns und das polniſche Volk ohne Beein⸗ 
trächtigung der Macht des Anſehens und der Größe Deutſchlands.“ 

Das 19 verſtändige Rathſchläge, ob ſie aber allgemein befolgt 
werden, ſcheint nach der gegenwärtigen Lage der Dinge ſehr 
zweifelhaft. 


Aus der Provinz Poſen 
und den Nachbarprovinzen. 


* Liſſa, 17. März. [Prügelei. Verhaftung.] Geſtern 

Nachmittag entſtand in einem Schanklokal am Markte eine Prü⸗ 
elei zwiſchen mehreren Infanteriſten und zwei Zivilperſonen. 
ine von der Hauptwache herbeigeholte Patrouille machte dem 
Streit ein Ende, indem die beiden Zivilperſonen und ein Soldat 
verhaftet wurden. — Am Sonnabend Nachmittag kehrte der Tiſchler⸗ 
beben Grundmann aus Breslau, der ſich auf der Wanderſchaft 
efand, bei dem Tiſchlermeiſter K. hierſelbſt ein und ſprach den⸗ 
ſelben um Arbeit an. Als er von dieſem abſchläglich beſchieden 
wurde, beleidigte er denſelben und verließ trotz mehrmaliger Auf⸗ 
forderung die Werkſtatt nicht. Tiſchlermeiſter K. wollte nun den 
Geſellen aus der Werkſtatt hinausführen. Dieſer aber faßte ihn 
und zerriß ihm die Arbeitsjacke. Die F herbeigerufene 
Polizei machte, nach dem „L. T.“, dem Vorfall ein Ende, indem 
der 92 Grundmann verhaftet und dem Gefängniß überliefert 
wurde. 
Be Tr TE EEE TESTEN U SIEHE ER LTE DEE N ET TE TI T Z TEDET REETEEETETETERTEETTT 


Vermiſchtes. 
I Sudermanns Schauſpiel „Die Ehre“ hat nunmehr auch 
in Amerika feinen Siegeszug angetreten. Im Ambergtheater zu 
Newyork erzielte das Werk dieſer Tage einen außerordentlichen 
Erfolg. Hier in Poſen wird die intereſſante Novität in den erſten 
Tagen des April ihre Premiere erleben. 

i Wortſpiel. Im Jahre 1844 wurde der bekannte Aeſthetiker 
Viſcher wegen freimüthiger Aeußerungen vom Katheder herab auf 
zwei Jahre ſeines Amtes als Profeſſor an der Tübinger Hoch⸗ 
ſchule enthoben; zu gleicher Zeit aber wurde ihm fein erſter und 
einziger Sohn geboren. Beides zeigte er ſeinen Zuhörern im Kolleg 
mit den Worten an: „Meine Herren, ich habe heute eine unwill⸗ 
kommene Muße und eine willkommene Unmuße, einen großen 
Wiſcher und einen kleinen Viſcher erhalten.“ 


Handel und Verkehr. 


Berlin, 18. März. Wochenüberſicht der Reichsbank vom 
15. März. 


Aktiva. 
1) Metallbeſtand (der Beſtand an coursfähigem deut⸗ 
ſchen Gelde und an Gold in Barren oder aus⸗ 
ländiſchen Münzen) das Pfund fein zu 1392 Mark 


berechnet Mark 833519000 Zun. 7 273 00 
2) Beſt. an Reichskaſſenſch.⸗ 21 602 000 Zun. 697 000 
3) do. Noten anderer Banken = 10 445 000 Zun. 1404 000 
4) do. an Wechſern 489 349 000 Zun. 7495 000 
5) do. an Lombardforderung.⸗ 73 902 000 Abn. 19 658 000 
6) do. an Effektenn = 2 640 000 Zun. 394 000 
7) do. an ſonſtigen Aktiven = ii 41 645 000 Abn. 30 000 
* aſſiva. 
8) das Grundkapital! Mark 120 000 000 unverändert 
9 der Reſervefonds = 25 935 000 unverändert 
10) d. Betr. d. umlauf. Rot. = 892 008 000 Abn. 12 078 000 
11) der ſonſt. tägl. fälligen 
Verbindlichkeiten = 425 919 000 Zun. 9 605 009 
= 1 622.000 Abn. 901 000 


Berlin, 18. März. (Ronfurs-Nahridhten.) Der 
Konkurs ift eröffnet über das Vermögen Manufaktur⸗ und 
Kurzwaarenhändlers Max Greifenhagen, in Firma M. Greifen⸗ 
gegen, Chauſſeeſtraße 27. e eee iſt der Kaufmann 

onradi, ee ee Anmeldefriſt bis 29 


Termin 1. April d. 
; Poſen, 19. [Falſche Coupons.) Der „Reichs- 
anzeiger“ enthält fol ne Bekanntmachung der Ha tverwaltung 
der Staatsſchulden. Im Laufe der letzten Wochen ſind an ver⸗ 
ſchiedenen Orten einzelne falſche Zinsſcheind von 1 
bungen der konſolidirten dec dene Staatsanleihe zum Vor⸗ 
ſchein gekommen, durch welche denjenigen Perſonen, die ſolche in 
Zahlung angenommen haben, Verluſte entſtanden, find. Wegen 175 
richtlicher Verfolgung der ar ee Schei ne iſt das 
forderliche veranlaßt. Wir machen indeß noch beſonders hiermit 
darauf aufmerkſam, daß für Ang en Bitte e in keinem Falle von 
uns Erſatz gewährt wird. likum kann ſich vor Verluſten 
der erwähnten Art dadurch ſchützen, daß daſſelbe die i det von 
Zinsſcheinen bei 80 alan gen ablehnt, da dieſelben nicht dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, als lungsmittel im Privatverkehr zu dienen. Die 
Ae e haben lediglich den Zweck, von den dazu beſtimmten 

aſſen eingelöſt zu werden. 

* Schleſiſche Boden ⸗Kredit⸗Aktien Bank. In der am 
17. d. zu en abgehaltenen 18. ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung, in welcher 17 Aktionäre mit einem ſtimmberechtigten Aktien⸗ 
kapital von 2 326 800 M. anweſend waren, wurde die vorgelegte 
Bilanz genehmigt, die Dividende für das Jahr 1889 auf 6 Prozent 
feſtgeſetzt und der e Decharge ertheilt. 

*Sächſiſche Bankgeſellſcha In einer geſtern abgehal⸗ 
tenen Sitzung des Aufſichtsrathes der Sächſiſchen Bankgeſellſchaft 
in Dresden erfolgte die Vorlegung der Bilanz pro 1889 und wurde 
beſchloſſen, der am 19. April a. C. ſtattfindenden Generalverſamm⸗ 
lung neben reichlichen Abſchreibungen und Reſerveſtellungen die 
e von 6 pCt. Dividende vorzuſchlagen. 

Ruſſiſcher gegenſeitiger Bodenkredit⸗Verein. Die 
Verwaltung theilt mit, daß im zweiten Halbjahr 1889 von den zur 
Wine wat beſtimmten Gütern nur 20 Güter zum Verkauf ige 

ngten, während die Verſteigerung der übrigen Güter nach 
‚u ung aller Rückſtände unterblieb. Die Darlehen auf die zur 

erſteigerung gelangten 20 Güter betrugen 632 268 Rubel, wäh⸗ 
rend die erzielten Summen ſich auf 772 613 Rubel ſtellten, ſo daß 
noch 130345 Rubel übrig blieben. 

u Bankgründung in Petersburg. Dem Bankhauſe M. 
Ephruſſi u. Co. iſt die Konzeſſion zur Gründung eines Bank⸗ 
ide ertheilt worden, das hauptſächlich mit franzöſiſchem Kapital 

ebildet und auch in erſter Linie die finanziellen Beziehungen mit 
Keane pflegen ſoll. 

Mailand, 18. März. Die Erbauer der Nationalgallerie 
in Turin Callerie und Moſfotto a die Zahlungen eingeſtellt. 
Die Paſſiven betragen 4¼ Millionen, denen angeblich höhere 
Aktiven, hauptſächlich in Immobilien gegenüber ſtehen ſollen. 


* Petersburg, 19. März. Privat⸗Telegramm der 
„Poſ. Ztg.“] Auf der Newa hat der Eisgang begonnen und 
iſt die Wicdekeröffnung der Schifffahrt bald bevorſtehend. 


(Nachdruck 71 9 
n- Warſchau, 18. März. (Original- Wollbericht.) o 
Nachdem der Wollhandel am hieſigen Platz ſeit Anfang dieſes 
Jahres einen recht ſchleppenden Verlauf und ſehr geringe Umſätze 
Woh verzeichnen hatte, war derſelbe während der beiden letzten 
ochen etwas belebter und kamen einige größere Verkäufe zu 
Stande. Wir wollen jedoch nicht unerwähnt laſſen, daß die jetzigen 
Preiſe mindeſtens einen Preisabſchlag von 3 bis 5 Thaler polniſch 
pro Zentner gegen letzten Wollmarkt aufweiſen. Von den beſſeren 
Dominialwollen entnahm ein Tomaſzower Fabrikant ca. 350 Ztr. 
à 80 Thaler, ferner ein Zgierzer und Lodzer Fabrikant mehrere 
a Zentner feinere Tuchwolle & 90—93 Thaler polniſch pro 
entner Von lithauiſcher Wolle kaufte ein Berliner Händler ca. 
500 Stein à 5 Rubel pro Stein; auch von ruſſiſcher Peregon⸗Wolle 
erwarb eine Bialyſtoker Firma ca. 500 Pud zu 2 Rubel unter 
letzte Wollmarktspreiſe⸗ Nach den erwähnten Verkäufen beträgt 
das hieſige Lager noch ca. 12 000 Bud gegen 8000 Bud im Vor⸗ 
jahr. Das Kontraktgeſchäft bleibt äußerſt ſtill. Produzenten be⸗ 
1 auf hohe Forderungen, während Händler und Fabrikanten, 
ie im Allgemeinen wenig Unternehmungsluſt zeigen, erheblich 
billigere Gebote machen. 


* Leipzig, 18. März. 1e 

10 La Plata. Grundmuſter B. per März 4,95 M., per 

4,95, per Mai 4,95, per Juni 4,95, per Juli 4,95, 

er wen per September 4920 per Oktober 4,92 ½, per 

ovember 4,92½, per Dezember 4,92½. — Umſatz 35 000 Kilo⸗ 
gramm. Flau. 


n Leipzig, 18. März. Die während der bevorſtehenden Oſter⸗ 
meſſe in den Räumen der Leipziger Börſenhalle abzuhaltende 
Garnbörſe wird Freitag, den 18. April ihren Anfang nehmen. 


Vom Wochenmarkt. 
8. Poſen, 19. März. 


Des katholiſchen Feiertages wegen war die geſammte au 
wach. Der Zentner Roggen 8 M eizen 8,50 bis 9 
erſte 8 bis 8,25 M. Hafer 8 M. Blaue Lupinen bis 8 M, 
800 8—8,25 3 M. Seradella 18—19 M. Geſchäft rege. Das 
chock Stroh 35—36 M., einzelne Bunde 65—70 Pf. Der Zentner 
Heu 2,50—2,60 M., einzelne Bunde 25—30 Pfg. Kartoffelzufuhr 
ſchwach, der Zentner 1,30—1,40 Mark. Der Zentner Wrucken bis 
1,20 M., 107 0 beachtet Geflügel viel e Ein Puthahn 
6 bis 11 M. Eine Puthenne bis 5,50 Ein Paar Hühner 
e e M. Gänſe von 3,75—9 M. Ein Paar Enten 3 bis 
155 M. Eier, die Mandel 65 Pfennige. Das Pfund Tiſchbutter 
1,10 M. Koch⸗ und Backbutter 85-90 Pf. Grünzeug 101 na 
Den Auftrieb auf dem Viehmarkte in Fettſchweinen, der Zahl nach 
reichlich, in Qualität den 1 5 0 nicht entſprechend. Der 
entner Lebend⸗Gewicht 44 bis Kälber, in Qualität nur 
eichte und mittelſchwere, das 111 0 Lebend⸗ ⸗Gewicht bis 28 Pf. 
111 Hammel, das Pfund Lebend⸗Gewicht 22-23 Pfennige. 
inder (Schla chtvieh) leicht und mittelſchwer, im Preiſe von 20 bis 
26 Mark pro Zentner Lebend⸗Gewicht. Der ee hatte ein 
knappes 2 ngebot, die Auswahl dagegen ziemlich befriedigend. Das 
Pfund Hechte 65 Pfennige, Karpfen bis 80 Pfennige, Bae 
55 bis 60 Pfennige, Schleie 80 Pf., Welſe 55—69 Pf., Bleie 
bis 40 Pf., ander 55-60 Pf. Die Mandel grüne Heringe 
20—25 Pf. leine f e ani Weißfiſche, die Mandel 40 
bis 45 Pf. Der Markt war ziemlich gut beſucht, das Geſchäft leb⸗ 
haft. Das Angebot auf dem Sapiehaplatze war nicht von bedeu⸗ 
AS Nee Das Geſchäft Sa lebhaft. Ein 500 857 
6—12 M. Eine Puthenne 4—5,75 Eine Gans 4—9,50 9 
Geſchlachtete Settgänie, pro Pfund 65 bis 70 Pfennige. Ein Paar 
Hühner 2,75 —3,75 M. Ein Paar Enten bis 4 M. Kapaunen, 9 
Paar 3,75— 4.50 M. Perlhühner das Paar 375.450 M. 
Paar junge Tauben, 65 bis 80 Pf. Ein Paar 10 90 Br 
IR 1,10 M. Eier, die Mandel 65 Pf. Das Pfund Tiſchbutter 
1,10 M. Koch butter von 85 bis 90 Pf. Don jungem Grünzeug, K 
Radieschen. in kleinen Bunden zu 5—8 Pf. Schnittlauch, das] Ri 
Bund 5 Pfennige. 


Kammzug⸗Termin⸗ 


e W. Decker & Comp. (A. Röſtel) in Poſen. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Berlin, 19. Mirz. Wie die „National⸗Zeitung“ ſchreibt, 


29. April. ſoll das Entlaſſungsgeſuch des Reichskanzlers ganz kurz und 


nur durch das körperliche Befinden deſſelben infolge hohen 
Alters begründet ſein. Geſtern Nachmittag war daſſelbe noch 
nicht genehmigt. Die Annahme ſei jedoch unbezweifelt. Es 
heißt, der „Reichsanzeiger“ veröffentliche heute die Annahme. 
An Abänderung der Regierungs-Einrichtungen des Reiches 
werde nicht gedacht, alſo wird wieder ein Reichskanzler ernannt. 
Die Perſönlichkeit, auf welche der Kaiſer in erſter Linie die 
Wahl gelenkt habe, ſoll ſich über die Annahme noch nicht er⸗ 
klärt haben. Die Einladungen der Kongreßmitglieder Seitens 
des Fürſten Bismarck erfolgen anſcheinend länderweiſe. Nach⸗ 
dem die Engliſchen bereits geladen geweſen, folgen morgen die 
Franzöſiſchen. Vielfach wird bemerkt, daß der Reichskanzler 
geſtern gleich bei ſeinem Eintritt Jules Simon herzlichſt be⸗ 
grüßte und eine längere Konverſation mit demſelben pflog. 

Spandau, 19. März. Den Arbeitern der Artillerie- 
Werkſtatt iſt geſtern Nachmittag durch Anſchlag bekannt ge⸗ 
geben, daß ſie zehn Arbeiter wählen ſollen, welche mit dem 
ſtellvertretenden Direktor, Major Becker, wegen Regelung der 
Arbeitszeit ſowie Einführung der gegenſeitigen Kündigung 
unterhandelt ſollen. 

Wien, 19. März. Der „Politiſchen Korreſpondenz“ 
zufolge iſt der Prinz Ferdinand in Begleitung Grenauds und 
des Majors Markoff in Burgas eingetroffen und hat die Bahn⸗ 
arbeiten an der Strecke Burgas-Jamboli beſichtigt. Der 
Prinz reiſt in Zivilkleidung. Ueberall wurden ihm Ovationen 
dargebracht. 

London, 19. März. Die meiſten Morgenblätter be⸗ ® 
trachten den Rücktritt des Fürſten Bismarck als vollendete] B 
Thatſache und ſprechen ſich über die Bedeutung des großen 
Mannes auf das Sympathiſchſte aus. Die „Times“ und Ru 
der „Standard“ preiſen inſonders die ungeheueren Verdienfte 
des Fürſten um die Erhaltung des europäiſchen Friedens. Die 
„Morningpoſt“ meint, in der auswärtigen Politik werde der 
Einfluß des Fürſten noch lange nach ſeinem etwaigen Rücktritt Y 
verſpürt werden. 

Petersburg, 19. März. Das „Journal de St. Per]; 
tersbourg“ enthält ſich vorläufig noch jedes Kommentars 
über den Rücktritt des Fürſten Bismarck, bis die Nachricht 
offiziell ſei, weiſt aber auf die Dienſte ohne gleichen hin, die 
der Fürſt dem Vaterlande geleiſtet habe. 


Paris, 19. März. Die Zeitungen nehmen, die Miniſter⸗ 
erklärung beſprechend, ziemlich den gleichen Standpunkt wie bei 
Zuſammenſetzung des Kabinets ein. 
iſt unbefriedigt und findet das Programm darauf berechnet, 
jedem etwas zu bieten; es mißbilligt insbeſondere die Rede 
Freycinets und die Aeußerungen über das Militärgeſetz und 
die Schulgeſetze. 
würdige Kundgebung gemäßigter Anſichten. Der „Figaro“ 
meint, nach der Erklärung zeige ſich das Miniſterium als ein 
ſolches der Ohnmacht, deſſen gemäßigte Mitglieder durch die 
Radikalen erdrückt würden. Die übrigen monarchiſtiſchen und 
radikalen Organe tadeln die verſchwommene Faſſung der 
Miniſtererklärung. 

London, 19. März. Die „Times“ meldet aus Zanzibar 
unterm 18. März: Der Sultan ſandte mit Zuſtimmung der 
deutſchen Behörden zwei Bevollmächtigte ab, welche den Frieden 
auf dem Feſtlande zwiſchen Arabern und Deutſchen im Süden 
und in Dar⸗es⸗Salaam herſtellen ſollen. Emin Paſcha begab 
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Es lobt dagegen die Rede Says als eine J 


Marktbericht der en Bereinigung, 
on, den 19 
feine mittl. W. ord. W 
Pro En M. 0 Pf. m. 
Weizen 19 M. — 9 40 Pf. 17 M. — Pf. 
Roggen 16 = 4 = = 15 90 
Gerite. ee 
a 1 n e 
artoffn. 2 = 80 ñũ⸗Kñꝶn22 ⸗20⸗ - = 
Supinen gelbe 15 = 30 - 14 0 — = — = 
Lupinen blaue 15 = 70 = 14 = 50 = z = 
Die Nerktkonmmiffer. 


Börfen- Telegramme. 
1 19. März. (Zelegt., Agentur B. Heimann, Poſen.) 


t. . 18. 
pr. br April. Mai 195 251196 50 Spiritus ermattend 
Juni⸗Juli 195 251196 50 170er loko o. Fa 34 70 34 50 
Roggen flau 70er April Mal 84 20 34 30 
„ April⸗Mai 171 501172 — [70er Juni⸗Juli 34 80 34 80 
„ Juni⸗Juli 168 — 169 — 170er 10” eptbr. 35 60 35 60 
Rüböl ermattend 50er loko o. Faß 54 20 54 10 
pr. April⸗Mai 69 80 69 50 
„Septbr.⸗Oktobr. 58 30 57 90 
afer 
pr. April⸗Mai 164 501164 75 
Kündigung in Roggen — Wſpl. N 
Ee in Spiritus (70ex) 000 Liter, (50er) —,000 Liter. 


irituns. (Nach amtlichen Rotirungen.) 0 50 16 · 


70er lofo . 34 6 50 
= 70er April⸗Mai 34 30 34 20 
do. 7oer Full Man 34 80 34 80 
do. 70er Juli⸗Auguſt. 35 30 35 50 
do. 70er zus: ⸗Septbr. 35 60 35 60 
do. Flos? 54 20 54 10 


Not. v. 

Konſolidirte Ag Anl. 105 30 106 — J Poln. 59 Pfandbr. 65 75 66 — 

101 101101 40 Boln. Liquid.⸗Pfdbr 60 90 — — 

50 40 N and desde 801101 80 Ungar. 46Goldrente 85 50 90 

50, Ne fandbr. 99 — 99 30 Ungar. 53 Papierr. 82 60 75 

entenbriefe 103 50 — —Oeſtr En Kred.⸗Akt. 2167 — 50 

Oeſt fr. Staatsb. 8 93 50 3 90 

Lombarden = 525 — 
Jondſtimmung 

ſchwach 


Schwarzkopf 233 — 233 — 
Da ur e 146 251146 80 
Dortm. St. Pr. La. A. 93 75 95 — 
Wehen Steinsalz 46 900 47 75 


Dur⸗Bodenb. Eiſb 208 — 211 — 
1 „5 „ 98 40 96 75 
„ 82 0683 — 
135 1 10 148 40 
93 — 172 75 1 
— 168 — | 
Dash a. 228 75 m 10 
155 — 159 501 Ruſſ. B. f. ausw. H. 72 50 7 
Staatsbahn 93 50, Kredit 166 75, Distonto⸗ 


Dei. Banknoten 170 60 1170 
Oeſtr. A 74 40 
Ruff Banknoten 219 75 
Ruſſ 410 BdkrPfoͤbr 98 75 


Oſtpr. Südb. E. S. A 87 50 
10 1b d 75 
Kkarienb. Mlawdto 57 75 

Nu Rente 91 25 
ſſagkonſAnl1880 93 18 
dto. zw. Orient. Anl. 67 7 

dto. Präm.⸗Anl1866151 85 

Rum. 69 Anl. 1880 103 50 

Türk. 19 konſ. Anl. 18 10 


86 
83 
169 
93 
54 


Nachbörſe: 
228 25 


om. 22 4 
Stettin, 19. März. (Telegr. Agentur B. Heimann, Bo, 1 
e jeiter I Spiritus feſt 


5 
2 
8— 


ril⸗PMai 189 — 188 50 | per loko 50 M. Abg. 1 — 53 80 | 

Juni⸗Juli 191.— 191 -, 70 34 40 34 30 { 

1 Aprit-Mai 70 M. 34 501 34 20 

Roggen feſter „Aug.⸗Septbr. = 35 50 35 30 

April-Mat 167 — 166 50 ) 

Juui⸗Juli 166 — 165 50 Petroleum“) . 0 

do. per loko 11 90 1190 

51 7 ruhig | 

März = 50 = — le 

April⸗Mai — ] do. per loko 


) Petroleum as ersten Uſance 14 pCt. ö 
Die während des Druckes dieſes Blattes eintreffenden Depeſchen 
werden im Morgenblatte wiederholt. | 


Wetterbericht vom 18. März, Morgens 8 Uhr. 


ich heute nach Bagamoyo zurück. arom. a. 0 € 
5 ) RR Stationen. Bao: "Mecresnib a 
1 F 
Waſſerſtand der Warthe. AI ee mn Spalt Pebeckt su 
Polen, am N März le 200 Meter. ee 2 halb bedeckt 5 
5 5 orgens! 5 Chriſtianſund 748 SS 2 halb bedeckt 73 
2 19. Mittags >60 = Kopenhagen 750 ONO 1 Nebel 4 
= Stockholm. 757 O 4 bedeckt 2 
Bo u Poſen. Haparanda 764 SO 4 bedeckt 0 
Poſen, 19. März. Pag Börſenbericht.] 1 766 OSD 2 bedeckt 14 
Spiritus. Gekündigt —— L. Regulirungspreis (50er) 53.—, Moskau 768 OSD heiter — 
(20er) 33,30. (Loko ohne Faß) (50er) 53,—, (70er) 33,30. Auguſt Cork Aucenſt. 742 S 5lwolfig 7 
(lern e Cherbourg 749 SO 2 bedeckt 9 
Bojen, 19. März. Vörfenbericht.] elder 751 ONO 1 wolkenlos 4 
Spiritus feſt. (Loko ohne Faß) (50er) 53,—, (70er) 33,40.] Sylt. 751 N a bedeckt 4 
Auguſt (50er) 54,40, (70er) 34,80. Hambur 752 NW bedeckt 1) 5 
Swinemünde 750 SSO 3 wolkig 6 
Amtlicher Marktbericht Neufahr waſſ. 754 SN 2 Nebel 3 
der Marktkommiſſion in der Stadt sun Memel 757 SSD Abedeckt 2 
vom 19. Mär 1890 Paris 9 747 NNO 2ſwolkig 2 
ö err 0 Münſter 750 NNO 1 bedeckt 5 
Gegenſtand Karlsruhe. 749 RO 2 bedeckt 6 
e . „Wiesbaden 749 NNO bedeckt ®) 87 
Weizen 300 if Fra LAGE 78 München 749 O 3 Nebel 4 
den fe . = , i e 
oggen 1 Ts 98 erlin . 5 ebe 
95 niedrigster 8 n Wien 752 O 2 heiter 6 
Gerste eotter, | Kilo⸗⸗— — 03 Breslau 22 S9 Ibeiter 6 
‚ böchſter gramm _ | — Ile d' Aix. 747 O wolkig 4 
Safer] niedrigfter 5 80 43 aan 1 748 ONO 4 bedeckt 5 
N Der . 2 . a N h Abends und 5 Regen. ) Geſtern und Nachts anhal⸗ 
1 7 nieder. I N EEE DS Nikte tender Regen. N 
a 2 Die a für die Windſtärke. 
Stroh Bauchfl. 102 1 — 110 1 = leijer Zug, DE = leicht 3 - ſchwach, 4 mäßig, 5 = friſch, 
Richt⸗ A 0 6 6 25 Schweine 6= Start, 7 = ſteif, 8 ſtürmiſch, 9 Sturm, 10 = ſtarker Sam 
Krumm ( —) —1—| 1 —| — fleiſch ION 140 10 20 1830| 11 = he ftiger turm, 12 Orkan. 
u den 5 50 5 5 88 Hanne 120 110 1/15 eberſicht der Witterung. 
Erbſen 111] - Rammelfl.] ® 11208 11101 1115 Eine flache Depreſſion, Ban Ir von ſchwacher Luftbewegung, 
Linſen [ - Epeck 5180 1 60 170 liegt über dem unteren Odergebiete und ſcheint nordwärts fortzu⸗ 
Bohnen 8 — Butter 240 1/80 2110 ſchreiten; eine andere flache Depreſſion liegt mitten über Frankreich. 
en 3 20 400 2 80 Mi 5 1 In Centraleuropa iſt das Wetter ruhig, mild, vorwiegend trübe 
15 1 — 80 — 90 und vielfach neblig; ſtellenweiſe iſt Regen gefallen, am meiſten, 15 
19 Me 1 01 1130 Eierpr. Schck] 2 60 2 50 255 mm, zu Wiesbaden. Deutſche Seewarte. | 


